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I. Einleitung und Anlass
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In den vergangenen Jahren haben verschiedene 
Schocks – von pandemiebedingten Produktionsun­
terbrechungen im Ausland, über Störungen der 
maritimen Verkehrswege durch Tsunamis, hin zu 
politisch verhängten Sanktionen und Gegensank­
tionen – zu Engpässen in den Lieferketten geführt. 
Diese haben die Versorgung mit Konsumgütern 
beeinträchtigt sowie die Industrieproduktion und 
somit die Wirtschaftsleistung in Deutschland und 
Europa nachhaltig belastet. 

Im Frühjahr 2022 haben fast 92 Prozent der deut­
schen Industrieunternehmen, die in der Konjunk­
turbefragung der EU-Kommission erfasst sind, 
angegeben, aufgrund von Materialmangel in der 
Produktion eingeschränkt zu sein.1 Der Wert hat 
sich mittlerweile reduziert, liegt aber weiterhin 
deutlich über dem langjährigen Durchschnitt und 
über dem in anderen EU-Ländern.2 Die deutsche 
Volkswirtschaft, gekennzeichnet durch einen immer 
noch starken industriellen Kern und ein hohes Aus­
maß an Offenheit, ist besonders stark von Unsicher­
heit in den internationalen Lieferketten betroffen.

Vor allem hohe Lieferanteile bei sogenannten kri­
tischen Gütern aus Ländern, die als wenig vertrauens­
würdig eingestuft werden, gelten zunehmend als 
Gefährdung der strategischen Autonomie Deutsch­
lands und der EU, weil die potenzielle Drohung mit 
Versorgungsunterbrechungen durch solche Länder 
den außenpolitischen Spielraum einengt. In der po­
litikwissenschaftlichen Literatur wird vom Einsatz 

asymmetrischer wirtschaftlicher Interdependenz 
als von einer geoökonomischen Waffe gesprochen. 
Wie groß die wirtschaftlichen Gefahren sind, wurde 
in den Jahren 2021 und 2022 klar, als Russland zu­
nächst Unsicherheit über Gaslieferungen nach 
Europa schürte und seine Exporte schließlich  
massiv verknappte. Zuvor schon hatte der (bisher 
erfolglose) Versuch Chinas, den Export sogenann­
ter seltener Erden zu beschränken, zu großen Irri­
tationen geführt.3 Große Sorgen bestehen außer­
dem hinsichtlich bestimmter pharmazeutischer 
Wirkstoffe, allen voran Penicillin, das während 
Krankheitswellen immer wieder knapp wird,4 hin­
sichtlich verschiedener Agrarrohstoffe und zentra­
ler Vorprodukte, allen voran Computer-Chips.

Versorgungsrisiken werden zu den wichtigsten Her­
ausforderungen für die wirtschaftliche und gesell­
schaftliche Entwicklung gezählt.5 Ihre Ursachen 
sind vielfältig. Sie treten als Folge von Extremwetter­
ereignissen auf, die zu Produktionsausfällen, Miss­
ernten oder Unterbrechungen von Verkehrswegen 
(Suez-Kanal, Panama-Kanal) führen können. Es 
muss davon ausgegangen werden, dass die Verän­
derung des Weltklimas solche Ereignisse häufiger 
auftreten und intensiver ausfallen lassen wird. Ähn­
liche Effekte gehen von Pandemien oder kriegeri­
schen Ereignissen aus. Die Situation wird durch 
geopolitische Spannungen und einen daraus resul­
tierenden Trend zu protektionistischen Politiken 
aller Art verschärft. 

1	 Konjunkturumfragen der Europäischen Kommission, saisonbereinigte Daten.

2	 Im 3. Quartal 2023 liegt der Wert in Deutschland bei circa 33 Prozent und damit immer noch sehr deutlich über dem langjährigen Durchschnitt von  
unter 10 Prozent und über dem EU-Durchschnitt; in Frankreich, Italien und Spanien liegt der Wert bei 23, 17 und 10 Prozent.

3	 China hat im Jahr 2010 sieben Wochen lang Exporte seltener Erden nach Japan beschränkt und damit die Preise der Rohstoffe massiv in die Höhe  
getrieben. Die EU und die USA haben vor der WTO Beschwerde geführt und im Jahr 2014 gewonnen. Seit August 2023 verlangt China für den Export  
der Metalle Gallium und Germanium Ausfuhrlizenzen, die dem Schutz der nationalen Sicherheit dienen sollen (http://english.mofcom.gov.cn/). In der 
Geschichte kam es, beginnend mit der Antike über die Napoleonische Kontinentalsperre bis hin zur modernen Sanktionspolitik, immer wieder zum  
Einsatz von Exportembargos, um die wirtschaftliche Entwicklung gegnerischer Länder zu beeinträchtigen (Blackwill und Harris, 2016).

4	 Siehe Klimek et al. (2023).

5	 Siehe zum Beispiel World Economic Forum (2023).
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Ein wesentlicher Grund für die Versorgungsrisiken 
und für hohe Beschaffungspreise bei wichtigen 
Rohstoffen und Vorprodukten lag und liegt in der 
teilweise geringen Diversifizierung des Lieferan­
tenportfolios europäischer Unternehmen oder der 
Lieferwege, über welche europäische Unternehmen 
ihre Importe beziehen. Carrara et al. (2023) zeigen, 
dass für eine Reihe kritischer Güter nur ein einziger 
oder sehr wenige Lieferanten existieren. Treten in 
diesen Lieferantenbeziehungen adverse Schocks 
auf, welcher Art auch immer sie sein mögen, kommt 
es in der EU zu Versorgungsengpässen und schnell 
steigenden Preisen. In weiten Teilen aber ist das 
Lieferantenportfolio der EU gut diversifiziert; siehe 
etwa Felbermayr (2023).

Mangelnde Verfügbarkeit und hohe Preise wichtiger 
Rohstoffe und Vorprodukte trüben die Wachstums­
aussichten der deutschen und europäischen Wirt­
schaft. Sie haben maßgeblich zu einer hohen und 
persistenten Inflation in Deutschland und im Euro­
raum beigetragen (Di Giovanni et al., 2022). Der  
globale Preisindex der Industrierohstoffpreise hat 
sich von einem Wert bei 79 im Dezember 2019  
(vor Beginn der Krise) bis auf 141 im April 2022 
nahezu verdoppelt. Der deutsche Importpreisindex 
für Rohstoffe hat sich von Dezember 2019 bis 
August 2022 um 240 Prozent erhöht; importierte 
Halberzeugnisse sind um 82 Prozent, Vorerzeug­
nisse um 49 Prozent teurer geworden; importierte 
Enderzeugnisse hingegen nur um 12 Prozent.  
Die Preise für importierte Rohstoffe sind seither 
wieder zurückgegangen, liegen aber weiterhin auf 
einem erhöhten Niveau.6 Die resultierende Ver­
schlechterung der heimischen Austauschverhält­
nisse (des Durchschnittspreises der Exportgüter 
relativ zu dem der Importgüter, Terms-of-Trade) 

weist auf deutliche Wohlstandseinbußen hin. 
Außerdem wird befürchtet, dass Unsicherheiten 
über Lieferketten die Transformation hin zu einer 
klimaneutralen europäischen Wirtschaft erschwe­
ren, weil gerade Rohstoffe für batterieelektrische 
Antriebe, Windturbinen oder Photovoltaikanlagen 
aus einer kleinen Anzahl von nicht-demokratischen 
Ländern bezogen werden. Schließlich gibt es allge­
mein die Sorge vor einer Deindustrialisierung, weil 
Verwerfungen in den Lieferbeziehungen, vor allem 
wenn sie politisch induziert sind, die Struktur kom­
parativer Vorteile zuungunsten Deutschlands und 
Europas verändern könnten.

Vor diesem Hintergrund haben viele Länder be­
gonnen, ihre Außenwirtschaftspolitik grundlegend 
zu überdenken. Außenwirtschaftliche und außen­
politische Überlegungen bewegen viele Länder zu 
einer deutlich aktiveren Industriepolitik, als dies in 
den Jahren des Washington Consensus von 1990 
bis 2008 üblich war (Williamson, 2003). Vor allem 
die Wahrnehmung politischer Risiken in den glo­
balen Liefernetzwerken hat sich verändert und zu 
einem Umdenken geführt. Sowohl die USA als auch 
die EU verstärken Anstrengungen, ihre strategische 
Autonomie abzusichern und Erpressbarkeiten auf­
grund einseitiger Abhängigkeit zu reduzieren.7 
Dabei stehen China und Russland im Fokus, aber 
die Liste potenziell problematischer Lieferländer ist 
in den letzten Jahren länger geworden. Nach neu­
esten Daten lebt nur mehr etwas mehr als ein Ach­
tel der Weltbevölkerung in liberalen Demokratien, 
während ein Anteil von mehr als 70 Prozent in 
Autokratien lebt.8 Die Forschung legt nahe, dass 
nicht-demokratische Regierungen eher zu protek­
tionistischen Politiken neigen; der empirische 
Zusammenhang ist aber komplex.9 

6	 Hamburgisches Weltwirtschaftliches Institut (HWWI).

7	 Farrell und Newman (2019) umschreiben den Versuch von Regierungen, Abhängigkeiten in globalen Produktionsnetzwerken außenpolitisch zu nutzen, 
mit dem Schlagwort „Weaponized Interdependence“.

8	 V-Dem Project (2023).

9	 Siehe etwa Mansfeld et al. (2000) oder Milner und Kubota (2005) für empirische Studien.
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Neuere Arbeiten betonen die Bedeutung popu­
listischer Regierungsstile für die opportunistische 
Verwendung von Handelspolitik; siehe Funke  
et al. (2023).

Als Folge dieser Entwicklungen werden immer 
größere Anteile des Welthandels durch Wirtschafts­
sanktionen verschiedener Art und unterschiedlicher 
Anlässe belastet (Morgan et al., 2023). In den letzten 
Jahren haben viele Länder verstärkt Exportbeschrän­
kungen eingesetzt, um damit industriepolitische 
oder verteilungspolitische Vorteile zu erhalten oder 
vermeintliche sicherheitspolitische Bedrohungen 
abzuwenden. Der Einsatz von Exportrestriktionen 
hat seit 2020 zugenommen: In den drei Jahren von 
2017 bis 2019 wurden weltweit 132 Restriktionen 
erlassen; von 2020 bis 2022 hingegen 839.10 Diese 
werden vor allem bei Grundnahrungsmitteln,  
chemischen Basisprodukten oder Medizinproduk­
ten eingesetzt. Allerdings scheint die Wirkung sol­
cher Maßnahmen im Bereich kritischer Rohstoffe 
hinsichtlich exportierter Mengen und Preisvola­
tilität bisher begrenzt (Evenett und Fritz, 2023).  
Mit deutlich verstärkten Investitionskontrollen  
soll ausländischen Unternehmen der Erwerb hei­
mischer Technologie verwehrt werden, und zwar 
sowohl für ausländische Investitionen im Inland 
(inbound) als auch umgekehrt (outbound) (Evenett 
und Fritz, 2021).

Die Listen kritischer oder strategischer Güter, die in 
verschiedenen Ländern besonders unter Beobach­
tung stehen, verlängern sich laufend. So hat im 
März 2023 die EU-Kommission einen Entwurf für 
eine Rohstoff-Richtlinie veröffentlicht, die verlän­

gerte Listen kritischer Rohstoffe enthält und die 
Umsetzung der ambitionierten Klimapolitik im 
Blick hat. Eine Richtlinie zur Versorgung der EU 
mit Chips ist in Vorbereitung. Strategische Partner­
schaften mit Drittstaaten sollen die Versorgungs­
sicherheit erhöhen. Auf nationaler Ebene nehmen 
staatliche Beihilfen für strategische industriepoliti­
sche Projekte laufend zu.11 Die von verschiedenen 
Ländern in den nächsten zehn Jahren geplanten Zu­
schüsse an die globale Chip-Industrie dürften mitt­
lerweile mehr als eine Billion Dollar ausmachen.12

Im Juli 2023 hat die deutsche Bundesregierung eine 
„China-Strategie“ vorgelegt, die sich in die ebenfalls 
vor kurzem beschlossene nationale Sicherheitsstra­
tegie einfügt. In dem Papier wird dargelegt, warum 
und wie Deutschland seine strategischen Abhängig­
keiten von China reduzieren will. Eine vollständige 
Entkoppelung der deutschen Volkswirtschaft wird 
ausdrücklich nicht angestrebt; allerdings soll es zu 
einem De-Risking kommen. Was genau darunter zu 
verstehen ist, welche Instrumente dafür verwendet 
werden sollen und ob die Strategie auf andere Han­
delspartner der Bundesrepublik Anwendung finden 
soll, ist allerdings noch zu klären. 

Angesichts der Herausforderungen stellen sich zahl­
reiche Fragen. Mit welcher wohlfahrtsökonomischen 
Begründung können Subventionen oder außen­
wirtschaftspolitische Maßnahmen gerechtfertigt 
werden? Wenn das Marktgeschehen nicht zu effizi­
enten Ergebnissen führt, mit welchen zielgerichte­
ten Eingriffen kann die Versorgungssicherheit mit 
möglichst geringen Kosten verbessert werden?  
Ist es möglich, sektor- oder gar güterspezifische 

10	 Daten von https://www.globaltradealert.org/global_dynamics/area_goods/flow_export.

11	 Die EU hat im Jahr 2022 Beihilfen im Ausmaß von 672 Milliarden Euro (4,2 Prozent des EU-Bruttoinlandsproduktes) genehmigt, wobei 53 Prozent allein 
auf Deutschland entfallen. Ein großer Teil davon wurde allerdings zur Milderung der Auswirkungen der Coronapandemie bewilligt und nicht alles davon 
wurde auch ausgezahlt. https://www.euractiv.com/section/competition/news/eus-vestager-warns-of-fragmentation-risks-but-expands-state-aid/

12	 https://fortune.com/2022/07/28/house-passes-280-billion-package-chip-production-semiconductor-industry/;  
https://www.emergingtechbrew.com/stories/2021/07/23/semiconductor-subsidies-skyrocketed 
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Programme nach objektiven Maßstäben festzulegen, 
und wie kann verhindert werden, dass es zu massiven 
Fehlallokationen in Form von Subventionswettläu­
fen, schädlicher Einflussnahme von Partikularinte­
ressen, überschießender Zyklizität von Kapazitäten 
bzw. Preisen und teuren Redundanzen sowie zu 
Mitnahmeeffekten kommt? Wie ist Kooperation 
zwischen befreundeten Staaten herzustellen und 
eine immer weiter fortschreitende Entkoppelung 
mit strategischen Rivalen zu verhindern? Die EU 
und ihre Mitgliedsstaaten haben hier grundlegen­
den Klärungsbedarf. Mit dem vorliegenden Gut­
achten will der Beirat eine wirtschaftspolitische 
Einordnung und Orientierung bieten und so zu 
einer rationalen, effizienten Politik zur Stärkung 
der Versorgungssicherheit beitragen.

Das Gutachten ist wie folgt aufgebaut: Im nächsten 
Abschnitt wird dargestellt, welche Schwierigkeiten 
bei der Identifikation strategischer Abhängigkeiten 
der deutschen und der europäischen Volkswirt­
schaften auftreten. Es wird betont, dass nicht nur 
Güter- und Rohstoffmärkte betrachtet werden 
müssen, sondern auch der Dienstleistungssektor. 

Danach werden wohlfahrtsökonomische Begrün­
dungen für eine staatliche Lieferkettenpolitik er­
läutert, wobei das Hauptaugenmerk auf systemische 
Risiken und sicherheitspolitische Externalitäten 
gelegt wird. Die Bedeutung des europäischen Bin­
nenmarktes und gemeinsamer EU-weiter Politik­
ansätze wird betont. Danach werden allgemeine 
ordnungspolitische Prinzipien für eine Lieferketten­
regulierung erörtert. Schließlich diskutiert das Gut­
achten eine Reihe von Maßnahmen, die zu einer 
Verbesserung der Diversifizierung des Lieferanten­
portfolios führen sollten. Das Hauptaugenmerk 
sollte auf der Bereitstellung adäquater Rahmenbe­
dingungen liegen, damit kurzfristiger Ad-hoc-Inter­
ventionismus, der oft nur mit Verzögerung wirkt 
und teure Nebenwirkungen hat, vermieden wird. 
Der Beirat erläutert, wie Märkte für die Bereithal­
tung von Kapazitäten organisiert werden können, 
und schlägt die Schaffung eines Europäischen Büros 
für Versorgungssicherheit (European Supply Secu­
rity Office, ESSO) vor.
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II. �Wo liegen die strategischen 
Abhängigkeiten?
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Wie lässt sich feststellen, in welchen Bereichen, in 
welcher Stärke und hinsichtlich welcher Lieferlän­
der Deutschland und Europa strategische Abhängig­
keiten aufweisen? Es ist nicht leicht, objektive Ant­
worten auf diese Frage zu geben, weil die Datenlage 
unvollständig ist und sich die Bedingungen laufend 
ändern. Daher besteht die Gefahr, dass staatliche 
Interventionen nicht in den richtigen Bereichen 
stattfinden und falsch kalibriert werden. Die folgen­
den Passagen diskutieren Datenquellen, Analyse­
methoden und Schwierigkeiten, zeigen aber auch 
einige Grundlagen für eine evidenzbasierte Wirt­
schaftspolitik im Lieferkettenkontext auf.

1.	�Die Notwendigkeit einer europäischen 
Perspektive

Die erste solche Grundlage ist, dass strategische 
Abhängigkeiten auf EU-Ebene diskutiert werden 
müssen.

Deutschland ist Teil des hochintegrierten EU-Binnen­
marktes und der europäischen Zollunion, innerhalb 
der Güter und Dienstleistungen frei zirkulieren. 
Deutsche Wertschöpfung findet sich in Exporten 
anderer EU-Länder, und Importe aus den Nachbar­
ländern stecken in deutschen Exporten nach Über­
see. Oft ist es empirisch gar nicht genau feststellbar, 
welchen Ursprung etwa Dienstleistungsimporte 
haben. Softwareprodukte US-amerikanischen Ur­
sprungs werden etwa aus Irland nach Deutschland 
importiert, aber die genaue Auftrennung in ameri­
kanische und irische Wertschöpfung ist nicht mög­
lich. Volkswirtschaftlich ist es ohnehin irrelevant, 
aus welchem EU-Land Importe aus oder Exporte 
nach Extra-EU-Ländern erfolgen. Zudem ist recht­
lich eine europäische Perspektive zwingend, denn 
Deutschland verfügt über keine eigenständige Han­
delspolitik und hat Kompetenzen in anderen be­

troffenen Gebieten – etwa der Regulierung von 
Auslandsinvestitionen – an die EU abgetreten. Daher 
sollten Abhängigkeiten auf EU-Ebene untersucht 
werden, nicht auf einzelstaatlicher Ebene; auch die 
wirtschaftspolitischen Antworten müssen mehrheit­
lich auf EU-Ebene gesucht und gefunden werden.

2. �Was als knapp gilt, ist kontextabhängig 

Die zweite Grundlage ist, dass die Wahrnehmung 
von Knappheiten in hohem Ausmaß kontextab­
hängig ist.

In der Pandemie wurde beklagt, dass Deutschland 
nicht über hinreichende Mengen von medizinischen 
Masken verfügte. Als der Mangel behoben war, war 
die Rede von Knappheiten bei Reagenzien und Glas­
phiolen zur Herstellung von Test- oder Impfmitteln. 
Mittlerweile sind diese konkreten Probleme in den 
Hintergrund getreten und die Öffentlichkeit sorgt 
sich um die Verfügbarkeit von Medikamenten. 
Außerdem gab es weltweit Ängste über Knapphei­
ten bei Toilettenpapier, Mehl oder Hefe, die zu 
Hamsterkäufen geführt haben. Aufgrund von Miss­
ernten in Texas und Pakistan, zwei der wichtigsten 
Baumwollanbaugebiete, sind Hygieneartikel knapp 
und teuer geworden und in die Schlagzeilen gera­
ten.13 Vor allem bei Gütern mit hoher Salienz für 
Haushalte werden Knappheiten und die damit ver­
bundenen Preissteigerungen in der Öffentlichkeit 
besonders emotional diskutiert. Auf der Basis von 
Gerüchten kann es durch Bank-Run-artige Effekte 
zu Mangellagen kommen (etwa bei Toilettenpa­
pier), selbst wenn die Versorgungssicherheit eigent­
lich überhaupt nicht gefährdet ist. Neben einer 
sensiblen Kommunikation können verlässliche, 
aktuelle, gut verfügbare Echtzeitdaten solche Epi­
soden vermeiden helfen.

13	 https://time.com/6184644/tampon-shortage-supply-chain/
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14	 Siehe beispielsweise die Berichte in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung am 9.1.2023 („Autohersteller leiden weiter unter Chipmangel“) und  
in der Neuen Zürcher Zeitung am 10.9.2022 („Nach dem Chip-Mangel kommt das Überangebot“).

15	 So berichtet das britische Wochenmagazin The Economist am 16. Februar 2023, dass das Metall Kobalt plötzlich im Überfluss vorhanden  
(„suddenly superabundant“) sei.

16	 Noch im Oktober 2020 hat die EU-Kommission hohe Überkapazitäten auf dem globalen Stahlmarkt beklagt und multilaterale Maßnahmen zur  
Stilllegung von Produktionskapazitäten angeregt (https://policy.trade.ec.europa.eu/news/global-forum-steel-excess-capacity-eu-calls-g20-address-
excess-capacity-2020-10-26_en); kurz danach hat sich der Stahlpreis von unter 500 US-Dollar pro Tonne auf knapp 2000 US-Dollar im Oktober 2021  
vervierfacht.

17	 So gehen beispielweise der Sachverständigenrat für die Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem Jahresgutachten 2022/23  
(Abb. 142) oder Klimek et al. (2023) bei der Analyse von Abhängigkeiten im pharmazeutischen Bereich vor.

Neben solchen eher anekdotisch anmutenden Fällen 
werden Versorgungsprobleme auch aus industrie­
politischer Perspektive diskutiert. Rund um die 
Einführung von batterieelektrischen Fahrzeugen 
sind Abhängigkeiten bei Elektronikbauteilen wie 
Chips deutlich geworden. Der Mangel an solchen 
Vorprodukten hat in den Jahren 2021 und 2022 den 
Output der deutschen Kraftfahrzeugindustrie mas­
siv beeinträchtigt; Ähnliches galt für die Elektro­
nikbranche. In der Elektronikbranche hat sich aber 
der Chipmangel deutlich zurückgebildet und es gibt 
bereits Warnungen vor einem Überangebot – all 
das, bevor der Chips-Act der EU mit seinen milliar­
denschweren Subventionen überhaupt Wirkung 
zeitigen konnte.14 

Bei seltenen Metallen, die für die Herstellung von 
Batterien sowie für Windräder wichtig sind, ändert 
sich der Fokus ebenfalls laufend, wenn neue Lager­
stätten gefunden oder erschlossen werden,15 wenn 
durch Innovationen Substitute möglich oder Ein­
sparungen erzielbar werden. Gerade im Bereich von 
Metallen sind Boom- und Bust-Zyklen und eine hohe 
Preisvolatilität eher die Regel als die Ausnahme.16 
Durch die immer stärker integrierte Weltwirtschaft 
und eine hohe Gleichzeitigkeit industrie- und wirt­
schaftspolitischer Prioritäten und deren schlechte 
Vorhersehbarkeit sind diese Schwankungen größer 
geworden. 

Es existiert die Gefahr, dass hektische politische Maß­
nahmen zur Eindämmung dieser Schwankungen 
kontraproduktiv sind, weil die Steigerung des An­
gebotes typischerweise Zeit erfordert und daher oft 
erst wirksam wird, wenn die Knappheiten bereits 
abnehmen. Unüberlegte, an kurzfristigen Bedarfen 
orientierte Maßnahmen laufen außerdem Gefahr, 
dass sie zukünftige Knappheiten nicht im Blick 
haben. Damit würde eine schlecht gestaltete staat­
liche Rohstoffpolitik die Preisvolatilität lediglich 
befeuern. Dazu kommt, dass Rohstoffpolitik, die 
nicht an ordnungspolitischen Prinzipien ausgerich­
tet ist, zu einem Einfallstor für Partikularinteressen 
wird. Daher ist es von großer Bedeutung, ein kor­
rektes empirisches Bild von gefährlichen volkswirt­
schaftlichen Abhängigkeiten zu haben und einen 
klaren ordnungspolitischen Kompass zu besitzen.

3. Abhängigkeiten in der Handelsstatistik 

In der Praxis ist die wichtigste Datenquelle zur 
Identifikation von Abhängigkeiten auf Produkt­
ebene die Handelsstatistik. Sie ist detailliert und 
vergleichsweise zeitnah verfügbar, bezieht sich 
allerdings nur auf Güter (Dienstleistungen sind in 
der Zahlungsbilanzstatistik nur mit sehr grober 
Sektorgliederung erfasst) und kann über die Zeit 
hinweg starke Schwankungen aufweisen. Ihre Gra­
nularität folgt der Logik der Zollerhebung und nicht 
dem Ziel der Identifikation strategischer Abhängig­
keiten. Dennoch ist sie häufig der Ausgangspunkt 
für erste Untersuchungen.17  
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Im Jahr 2019 (vor den Verwerfungen der Corona-
Krise) importierte die EU insgesamt 10.280 ver­
schiedene in der Zollstatistik erfasste Güter im 
Wert von 1.935 Milliarden Euro von außerhalb des 
Zollgebietes.18 227 dieser Produkte kamen dabei 
aus nur einem einzigen Land. In 193 Fällen war der 
Importwert geringer als 50.000 Euro. Unter den 
Gütern sind viele spezialisierte Lebensmittel, die 
definitionsgemäß nur aus einem einzigen Land 
stammen können, etwa Tequila aus Mexiko oder 
Sake aus Japan.

779 Produkte mit einem Importwert von 3,5 Milli­
arden Euro kamen aus höchstens drei unterschied­
lichen Lieferländern. Sie machten 0,2 Prozent des 
gesamten Importwerts aus. Die Handelsstatistik 
deutet daher auf keine hohe Abhängigkeit von ein­
zelnen Importländern hin. Allerdings fallen wichtige 
Industrierohstoffe wie etwa Blei, Thallium, Barium, 
Beryllium, Lithium oder Platin in diese Gruppe. 
Uranerz (Importwert von 74 Mio. Euro) kam 2019 ge­
rade einmal aus zwei Lieferländern, darunter Russ­
land.19 Spezielle, für die pharmazeutische Industrie 
wichtige Substanzen wie etwa Anthraquinon oder 
Fenproporex stammen aus höchstens drei Ländern, 
ebenso wie hoch spezialisierte Güter (z. B. Telekom­
munikationssatelliten, Kühlschiffe oder Schwimm­
bagger). Betrachtet man ein Maß für den Konzent­
rationsgrad der Importe (Herfindahl-Index), so zeigt 
sich, dass dieses Maß in den letzten 15 Jahren in 
der EU im Gegensatz zu den USA nicht angewach­
sen ist. China hingegen konnte seine Importquellen 
deutlich diversifizieren und ist mit seiner Politik eines 
De-Risking deutlich weiter als die EU oder die USA.

4. Abhängigkeiten nicht nur bei Gütern

Es ist wichtig, alle wirtschaftlichen Interdependen­
zen in den Blick zu nehmen und nicht nur auf in 
den Handelsdaten relativ gut erfasste und physisch 
gut sichtbare Güter – zum Beispiel Stahl und Alumi­
nium, Batterien, Chips, pharmazeutische Produkte 
oder Rohstoffe wie etwa seltene Erden – abzustellen. 
Auch bei verschiedenen Dienstleistungen – von 
Betriebssystemen bis hin zu Finanzdienstleistun­
gen – können hohe Abhängigkeiten existieren, die 
für die Produktion in allen Wirtschaftszweigen in 
Deutschland von zentraler Bedeutung sind. Außer­
dem sollte man nicht nur auf den internationalen 
Handel blicken, sondern auch die Aktivitäten von 
ausländischen Unternehmen im Inland und von 
heimischen Unternehmen im Ausland betrachten. 
Und schließlich sind Abhängigkeiten auch im Bereich 
immaterieller Wirtschaftsgüter, etwa bei der Nut­
zung ausländischer Patente, zu finden. Für die Fest­
stellung und Bewertung technologischer Abhängig­
keiten ist die Datenlage allerdings besonders 
schlecht.

Um ein umfassendes Bild zu erhalten, ist ein Blick 
in die Zahlungsbilanzstatistik sinnvoll, wo neben 
dem Güterhandel der Dienstleistungshandel sowie 
Primär- und Sekundäreinkommen abgebildet sind.20  
Dort zeigt sich, dass für die EU 27 nach wie vor die 
USA der wichtigste wirtschaftliche Partner sind, 
vor dem Vereinigten Königreich. China kommt erst 
an dritter Stelle, relativ dicht gefolgt von der – an der 
Bevölkerung gemessen 160-mal kleineren – Schweiz. 
Betrachtet man nur den Güterhandel, dann dominiert 
China. Dieses hat allerdings im Bereich des Dienst­
leistungshandels und der Primäreinkommen nur 
eine sehr geringe Bedeutung. Im Handel mit den 

18	 Für den Dienstleistungshandel existiert bedauerlicherweise eine ähnlich feingliedrige Datenbasis nicht.

19	 In den Jahren danach konnte der Bezug von Uranerz deutlich diversifiziert werden.

20	 Primäreinkommen beziehen sich aus Einkommen aus allen Arten von Auslandsinvestitionen; sie umfassen Einnahmen aus der Entsendung von  
Arbeitnehmern. Sekundäreinkommen sind Zahlungen ohne Gegenleistung. Sie sind quantitativ relativ unbedeutend.
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USA und dem Vereinigten Königreich dominieren 
importseitig Dienstleistungen; gleichfalls überwie­
gen im Handel mit Offshore-Finanzzentren, die 
wirtschaftlich häufig den angelsächsischen Ländern 
zuzurechnen sind, Dienstleistungen. Exportseitig 
dominiert bei allen Handelspartnern der EU der 
Güterhandel, in vielen Ländern übersteigen die 
Einnahmen aus Dienstleistungsexporten und Aus­
landsinvestitionen allerdings die Einnahmen aus 
Güterexporten. Eine einseitige Fokussierung auf 
den Güterhandel ist daher fehl am Platz.

Die umfassendere Betrachtung auf Basis der Zah­
lungsbilanz macht ebenfalls klar, dass die Handels­
beziehungen der EU deutlich gleichgewichtiger 
sind, als oft unterstellt wird. Zwar übersteigt der 
Wert der Güterexporte in die USA jene der Importe 
aus den USA um das Doppelte, bei den Dienstleis­
tungen verhält es sich allerdings umgekehrt (Braml 
und Felbermayr, 2023). Das Defizit der EU im Güter­
handel mit China macht 1,1 Prozent des EU-BIP 
aus; die Überschüsse im Dienstleistungshandel und 
bei den Primäreinkommen reduzieren das Defizit 
um ein Drittel auf 0,7 Prozent des BIP, also von 158 
auf 107 Milliarden Euro. Die Gleichgewichtigkeit 
bilateraler Wirtschaftsbeziehungen ist aus geoöko­
nomischer Perspektive hoch relevant, weil asym­
metrische bilaterale Beziehungen besonders anfäl­
lig für einen machtpolitischen Missbrauch sind 
(Mattoo und Staiger, 2020). Allerdings kann aus der 
finanziellen Ausgeglichenheit bilateraler Handels­
beziehungen nicht gefolgert werden, dass keine ein­
seitigen strategischen Abhängigkeiten existieren, 
denn ausländische Waren können in den inländi­
schen Wertschöpfungsnetzwerken eine höhere Kri­
tikalität als umgekehrt aufweisen.

Das grundlegende Problem der Zahlungsbilanz­
statistik ist, dass auf Produktebene keine Daten 
vorliegen und auch die sektorale Gliederung wenig 
detailliert ist. 

5. �Simulationsergebnisse mit  
Sektordaten

Um strategische Abhängigkeiten überzeugend zu 
identifizieren, braucht es einen Analyserahmen, 
der nicht nur die deutschen oder europäischen 
Handels- und Produktionsdaten erfasst, sondern – 
in harmonisierter Form – eine globale Abdeckung 
der Input-Output-Beziehungen und der Produkti­
onsmöglichkeiten bietet. Außerdem sind Informa­
tionen über die Substituierbarkeit von Gütern und 
Dienstleistungen durch Alternativen in Produktion 
und Konsum erforderlich. Solche Daten sind nicht 
verfügbar.21 Schließlich braucht es neben den phy­
sischen Materialflüssen auch Details über Markt­
strukturen, so dass die Preiseffekte einer Lieferket­
tenstörung und die resultierenden Konsequenzen 
modelliert werden können.

Daher verwenden viele quantitative Studien har­
monisierte Input-Output-Tabellen und betten 
diese in quantitative Modelle der Weltwirtschaft 
(mit vielen Ländern und Sektoren) ein. Dabei kann 
der Dienstleistungshandel erfasst und zwischen 
Final- und Zwischengüterhandel unterschieden 
werden. Die notwendigen Substitutionselastizitä­
ten können allerdings nur sehr ungenau geschätzt 
werden, und die Analyse bleibt auf dem Sektorni­
veau.

Der Vorteil der Vorgehensweise liegt darin, dass klare 
Was-wäre-wenn-Szenarien definiert und simuliert 
werden können, und zwar unter Berücksichtigung 

21	 Das grundsätzliche Problem besteht darin, dass empirisch nur sichtbar ist, was tatsächlich produziert wird, nicht aber, was potenziell produzierbar wäre 
und zu welchen Bedingungen (Produktivität, Inputs).
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ökonomischer Anpassungsmechanismen und der 
Effekte des allgemeinen Gleichgewichts. Außerdem 
können Aussagen über Wertschöpfungseffekte 
oder Preise getätigt werden. 

Ein solches Modell wurde etwa zur Analyse der Ab­
koppelung Deutschlands von Gasimporten Russ­
lands verwendet (Bachmann et al., 2022). Felbermayr 
und Krebs (2023) haben einen ähnlichen Modellan­
satz gewählt, um auf Sektorebene zu untersuchen, 
welche Konsequenzen Lieferkettenunterbrechungen 
in einzelnen Sektoren oder gegenüber einzelnen 
Handelspartnern für die deutsche Volkswirtschaft 
hätten.22  In solchen Modellen wird unterstellt, dass 
die sektorale Allokation der durch Lieferkettenun­
terbrechungen verknappten Rohstoffe oder Vorpro­
dukte effizient über den Preismechanismus erfolgt. 
Käme es zu einer Rationierung gemäß anderen 
Mechanismen, würden unter Umständen sehr viel 
höhere gesamtwirtschaftliche Verluste eintreten.

Felbermayr und Krebs (2023) zeigen die Größen­
ordnungen der wirtschaftlichen Effekte unterschied­
licher Szenarien von Lieferunterbrechungen auf. 
Käme es etwa zur Entkoppelung des europäischen 
Binnenmarktes von US-Lieferanten (und umge­
kehrt), würde das reale Durchschnittseinkommen 
in Deutschland kurzfristig um circa 3 Prozent sin­
ken; eine Entkoppelung vom Vereinigten König­
reich oder China würde einen Rückgang von circa 
2 Prozent verursachen, von der Schweiz oder Russ­
land von 1,5 Prozent; jeweils bezogen auf das Basis­
jahr 2018. Die Festlegung der Bundesregierung und 
der EU-Kommission, gegenüber China eine Ent­
koppelung abzulehnen, aber eine Verminderung 
der Risiken anzustreben, ist vor dem Hintergrund 
dieser Zahlen die richtige Entscheidung.

Eine sektorale Entkoppelung von allen möglichen 
Extra-EU-Lieferländern hätte je nach betroffenem 

Sektor sehr unterschiedliche makroökonomische 
Effekte. Eine Entkoppelung im Bereich der fossilen 
Rohstoffe (Bergbau-Energie) würde kurzfristig  
113 Mrd. Euro an aggregierter Wertschöpfung in 
Deutschland beziehungsweise 4,5 Prozent der Real­
einkommen kosten; langfristig würden die Schäden 
auf 29 Mrd. Euro, also 1,1 Prozent Realeinkommens­
verlust sinken. Kurzfristig kostet eine Entkoppelung 
von Lieferungen aus den Sektoren Handel, Infor­
mationstechnologie und Finanzdienstleistungen 
jeweils über 50 Mrd. Euro an Wertschöpfung. Im 
verarbeitenden Gewerbe stechen vor allem die 
Metallerzeugung mit Wertschöpfungsverlusten von 
15 Mrd. Euro sowie die Chemie (13 Mrd. Euro) – 
gefolgt von der Metallverarbeitung (12 Mrd. Euro) – 
hervor. Interessanterweise wäre Deutschland bei 
einer EU-Entkoppelung vom Maschinen- oder Kraft­
fahrzeugbau weniger stark betroffen, da die Umlei­
tung der Nachfrage anderer EU-Länder auf deutsche 
Produkte einen Ausgleich für die Entkoppelung 
schafft.

Besonders schmerzhaft wäre eine Entkoppelung 
Deutschlands im Bereich von Elektronikprodukten 
wie Chips aus den wichtigsten asiatischen Herstel­
lerländern (Taiwan, China, Japan und Korea). Hier 
würde kurzfristig ein realer Wertschöpfungsverlust 
in der Höhe von circa 13 Milliarden Euro entstehen. 
Ähnlich hohe Verluste entstehen, wenn keine Im­
porte von IT-Dienstleistungen aus USA mehr mög­
lich wären. Die sich nun vollziehende Abkoppelung 
von russischen Energieprodukten – Gas, Erdöl – ist 
jedoch gemäß den Simulationen von Felbermayr und 
Krebs (2023) noch teurer (circa 20 Milliarden Euro).

Die Studie zeigt, dass die deutsche Volkswirtschaft 
nicht nur von Rohstoff- und Industrieimporten 
abhängig ist, sondern auch von Dienstleistungsim­
porten. Außerdem existieren makroökonomisch 
relevante Verwundbarkeiten nicht nur gegenüber 

22	 Es werden die neuesten Input-Output-Daten verwendet. Diese stammen von der OECD für das Jahr 2018.
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China, sondern ebenso gegenüber anderen großen 
Volkswirtschaften. Diese Umstände sollten in Ana­
lysen der Importabhängigkeit und beim Design von 
Politikinstrumenten nicht unterschlagen werden. 

6. �Können Listen kritischer Güter nach 
objektiven Maßstäben erstellt werden?

Im Idealfall stünden für die Analyse strategischer 
Abhängigkeiten Daten auf Unternehmensebene zur 
Verfügung, die die Input-Output-Verknüpfungen 
der Betriebsstätten darstellen. Davon ist die amt­
liche Statistik weit entfernt. Die aktuellen harmo­
nisierten Input-Output-Tabellen der OECD etwa 
enthalten Information über 45 breit definierte  
Sektoren. Aber selbst wenn solche detaillierteren 
Daten vorlägen, wären belastbare Aussagen darüber, 
welche Importgüter oder -dienstleistungen essen­
ziell sind, schwierig, weil die Ersetzbarkeit (Substi­
tuierbarkeit) der Importe durch Alternativen nicht 
beobachtet, sondern nur grob geschätzt werden 
kann und die Substitution in der kurzen Frist deut­
lich schwieriger erscheint als in der langen. Hinzu 
kommt, dass die Knotenpunkte in Input-Output-
Netzwerken auf Unternehmensebene endogen und 
veränderlich sind. Eine verlässliche Identifikation 
strategischer Güter (oder gar Dienstleistungen) auf 
objektiver Datenbasis ist also nicht möglich. Die 
Klassifikation von Gütern, Industrien oder Techno­
logien als kritisch ist daher eine zutiefst politische 
Entscheidung. 

Daraus folgt nun aber die Gefahr, dass auf Basis 
interessengetriebener anstelle gemeinwohlorien­
tierter Einschätzungen Listen von schützenswerten 
Industrien oder Gütern erstellt werden, für die der 
Staat die heimische Produktion subventioniert, 
Übernahmen heimischer Unternehmen im Inland 
verbietet, Exporte von Gütern oder Technologien 
restringiert oder andere protektionistische Maß­
nahmen ergreift. 

Der Beirat lehnt solche Listen nicht pauschal ab; 
sie sind für viele politische Maßnahmen erforder­
lich. Allerdings braucht es klare Regeln und Pro­
zesse, die klar und transparent darlegen, wie die 
Listeneinträge zu Stande kommen. Es ist wichtig, 
dass Politiken zur Sicherung der Versorgung mit 
Rohstoffen und Vorprodukten auf Prinzipien setzen, 
die nicht einzelne, spezielle Produkte zum Ausgangs­
punkt nehmen, sondern einen Ordnungsrahmen 
setzen, der für viele mögliche Konfigurationen po­
tenzieller Versorgungskrisen hilfreich ist. Damit 
dies gelingen kann, müssen die Gründe, die zu einer 
zu hohen Konzentration der Beschaffung auf wenige 
Lieferanten(länder) beitragen, gut verstanden wer­
den. Mehr dazu in Kapitel IV.
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III. �Wohlfahrtsökonomische 
Begründungen für eine  
staatliche Lieferkettenpolitik
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 Wie alt das Nachdenken über Geoökonomik ist, 
lässt sich in Adam Smith’s „Wealth of Nations“ aus 
dem Jahr 1776 gut nachvollziehen, in jenem Werk, 
das für die Entstehung der modernen Volkswirt­
schaftslehre so grundlegend war. Bekanntlich zeigt 
der Autor dort einerseits eindrücklich, wie Arbeits­
teilung – innerhalb und zwischen Nationen – den 
Wohlstand so steigern kann, dass alle Beteiligten 
bessergestellt werden. Smith warnt vor Protektio­
nismus und vor dem Versuch, Handelspartner mit­
tels „beggar-thy-neighbour“-Politiken auszubeuten. 
Gleichwohl ist ihm sehr bewusst, dass Arbeitstei­
lung auch Abhängigkeiten schafft, die opportunis­
tisch ausgebeutet werden können. Dies illustriert  
er am Beispiel des Wettstreites zwischen England 
und Holland, und schreibt „… defence, however, is of 
much more importance than opulence“ (Buch IV, 
Kapitel II). Aus sicherheitspolitischen Gründen 
könne daher die Beschränkung des Außenhandels 
erforderlich sein. Die „Navigation Acts“, die den 
holländischen Schiffen den Zugang zu englischen 
Häfen verwehrten, hält er daher für „… perhaps, the 
wisest of all commercial regulations of England“. 

Es ist weitgehend unumstritten, dass der Abbau von 
Handelsbarrieren in den letzten Jahrzehnten erheb­
liche Wohlstandspotenziale erschließen konnte; 
siehe beispielsweise die modellbasierten Quanti­
fizierungen von Ossa (2015) für eine Vielzahl von 
Ländern oder von Felbermayr et al. (2017) speziell 
für Deutschland oder ökonometrische Analysen 
auf Basis von Länderdaten, etwa von Feyrer (2019). 
Gleichzeitig wurde aber zunehmend deutlich, dass 
Handelsliberalisierung in jenen Sektoren und Regi­
onen, die stark von zusätzlichen Importen betroffen 
sind, Verlierer hervorbringt. Hierfür liegt gute Evi­
denz zum sogenannten China-Schock vor (Autor et 
al., 2013; Dauth et al., 2014, 2021). Die Unfähigkeit 
vieler Demokratien, die Verlierer der Globalisie­
rung zu kompensieren, hat zu einer hohen Globali­
sierungsskepsis geführt, die allerdings weitgehend 
verteilungspolitisch getrieben ist (Frieden, 2019; 

1. �Wohlfahrtsökonomik und  
Geoökonomik 

Die außenwirtschaftliche Literatur beschäftigt sich 
im Schwerpunkt mit der Möglichkeit von Wohl­
standsgewinnen durch Freihandel und mit den 
entstehenden verteilungspolitischen Implikationen. 
Etwaige außenpolitische Auswirkungen unzurei­
chender Diversifizierung – oder, anders gesagt, zu 
hoher Abhängigkeit von einzelnen Lieferländern – 
wurden in der wirtschaftswissenschaftlichen Lite­
ratur der letzten Jahrzehnte kaum thematisiert.  
In der älteren ökonomischen Literatur und in den 
Politikwissenschaften war das anders. Dort wurde 
und wird der Einsatz außenhandelspolitischer Ins­
trumente zur Erreichung machtpolitischer (geopo­
litischer) Ziele analysiert und dafür der Begriff der 
„Geoökonomik“ verwendet (Blackwill und Harris, 
2016; Gehrke, 2022). Diese kann offensiv oder defen­
siv ausgestaltet sein, immer geht es aber darum, dass 
nicht nur – wie in der klassischen ökonomischen 
Theorie – die absoluten Vorteile (das Niveau der 
Wohlfahrt oder der realen Pro-Kopf-Einkommen) 
durch internationale Arbeitsteilung gesehen werden, 
sondern auch relative Vorteile (oder Nachteile), die 
sich dann verändern, wenn zwei Länder nicht im 
selben relativen Ausmaß von einer Veränderung 
der internationalen Arbeitsteilung betroffen sind 
und sich dadurch die wirtschaftlichen Machtver­
hältnisse verändern (Powell, 1991). Letztere spielen 
eine offensichtlich große Rolle für die militärische 
und wirtschaftliche Sicherheit der Länder und für 
die internationale Durchsetzung ihrer eigenen 
Wertvorstellungen. Wenn relative Effekte in der 
Zielfunktion des Inlandes auftauchen, dann kommt 
es zu einer anderen Art von externen Effekten, weil 
der eigene „Nutzen“ geschmälert werden kann, wenn 
ein Systemrivale durch die Ausnutzung von Arbeits­
teilung höhere Zuwächse der Wirtschaftsleistung 
(etwa des realen BIP) ziehen kann als die eigene 
Ökonomie. Vor diesem Hintergrund sind Eingriffe 
in den freien Handel theoretisch begründbar.
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Colantone et al., 2022). In diesem Kapitel geht es 
um mögliche wohlfahrtsökonomische Motivatio­
nen für Einschränkungen des freien Handels.23 

2. Strategische Industrien

In der „alten“ strategischen Handels- und Industrie­
politik geht es um Verteilung von Renten in oligo­
polistischen Märkten (Brander und Spencer, 1985) 
oder zwischen „großen“ Ländern, die durch Zoll­
politik oder mit Subventionen die Terms-of-Trade 
oder die Standortwahl von Firmen manipulieren 
können. Dazu existiert eine reichhaltige theoreti­
sche Literatur, die allerdings kaum empirisch test­
bare Implikationen hervorgebracht hat. Versuche 
einer strategischen Handelspolitik im „alten“ Sinn 
sieht der Beirat skeptisch, weil sie in Gefangenen­
dilemmata führen können, in denen sich alle betei­
ligten Länder schlechter stellen als in einer Situation 
des Freihandels. Nicht zuletzt sollen die Regeln der 
Welthandelsorganisation oder des EU-Binnen­
markts opportunistisches Verhalten eindämmen. 
In den vergangenen Jahrzehnten haben diese Insti­
tutionen trotz regelmäßig wiederkehrender Strei­
tigkeiten (etwa der lange schwelende Streit über 
Subventionen in der Flugzeugindustrie) nicht 
schlecht funktioniert (Bagwell und Staiger, 2004).

Ganz allgemein gilt: Wenn Externalitäten vorlie­
gen, kann eine Einschränkung des Freihandels als 
zweitbeste Maßnahme sinnvoll sein, wenn die erst­
besten Instrumente zur Beseitigung der Marktver­
zerrungen nicht zur Verfügung stehen. So ist etwa 
eine globale Bepreisung von Treibhausgasemissio­
nen verbunden mit freiem Handel besser als Klima­
zölle; siehe dazu etwa das Gutachten des Beirates 
zum CO2-Grenzausgleich aus dem Jahr 2021.  

Wenn die erstbeste Politikmaßnahme nicht mög­
lich ist, können Klimazölle hingegen sinnvoll sein. 
Das muss allerdings nicht der Fall sein. Immer ist 
es erforderlich, die Marktverzerrungen klar zu 
benennen und Politiken zu entwickeln, die diese 
möglichst genau adressieren (targeting principle).

Colantone et al. (2022) untersuchen Externalitäten, 
die von speziellen Sektoren, sogenannten „strate­
gischen Industrien“ auf die Produktivität in anderen 
Sektoren, auf den Nutzen der Konsumenten oder 
die Sicherheit des Staates ausgehen. Man kann sich 
diese Effekte als zunehmend in der Größe dieser 
Sektoren vorstellen. Die Autoren zeigen, dass in 
einer solchen Situation Freihandel typischerweise 
nicht optimal ist; Importzölle oder Produktions­
subventionen können zumindest temporär sinn­
voll sein. Theoretisch können die Argumente in 
Colantone et al. (2022) also bestimmte industriepo­
litische Maßnahmen rechtfertigen. Operationalisier­
bare Anleitungen für die Wirtschaftspolitik folgen 
allerdings aus der Studie nicht. Dazu bedarf es de­
taillierterer Betrachtungen. Es kommt auf die Struk­
tur der komparativen Vorteile sowie auf die Art 
und Stärke der Externalität an. 

Die für dieses Gutachten fundamentale Externalität 
besteht darin, dass am eigenen Profit orientierte 
Unternehmen die systemischen Auswirkungen ihrer 
Entscheidungen nicht hinreichend berücksichtigen. 
Speziell geht es hier um dezentrale Beschaffungs­
vorgänge einer Vielzahl von unabhängigen Akteu­
ren, die zusammengenommen zu einer Situation 
führen können, in denen eine ganze Volkswirtschaft 
von Zulieferungen einiger weniger Lieferanten oder 
Lieferländer abhängig wird, woraus systemische 
Risiken resultieren. Dezentral agierende Unterneh­
men ignorieren regelmäßig die Auswirkungen ihres 
Handelns auf aggregierte Variablen, weil sie jeweils 

23	 Protektionistische Maßnahmen mit verteilungspolitischer Motivation sind in der Regel bestenfalls zweitbeste Maßnahmen, die der Beirat ablehnt.  
Es sei auf zielgerichtete sozial- oder regionalpolitische Instrumente verwiesen, mit denen adverse Verteilungswirkungen der internationalen Arbeits
teilung zweckmäßig adressiert werden können.
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für sich genommen zu unbedeutend sind, als dass 
eine andere – typischerweise teurere – Beschaffungs­
politik für die Volkswirtschaft oder die Gesellschaft 
einen Unterschied machen würde.

3. �Optimale Diversifizierung ohne  
sicherheitspolitische Externalität

Haben Unternehmen die richtigen Anreize, ihre 
Lieferketten ausreichend zu diversifizieren? Das 
hängt von der Art der Marktunvollkommenheiten 
und Externalitäten ab. 

Dieser Sachverhalt kann anhand der Beschaffung 
eines Vorproduktes, zum Beispiel von Mikroelekt­
ronik, illustriert werden. Angenommen, es existiert 
eine Reihe von Lieferanten im In- und Ausland, die 
passende Chips liefern können, aber unterschied­
lich hohe Preise für langfristige Lieferverträge ver­
langen. Ihre Lieferfähigkeit ist allerdings nicht unter 
allen Bedingungen und zu jeder Zeit garantiert, weil 
sie von „Schocks“ getroffen werden können, die 
beispielsweise ihre Produktion beeinträchtigen, den 
Lieferweg sperren oder die politischen Rahmen­
bedingungen verändern. Wenn die Schocks nicht 
perfekt miteinander korrelieren, kann sich der Ein­
käufer gegen Lieferrisiken absichern, indem er von 
mehr als nur einem Lieferanten Chips bezieht, also 
das Lieferantenportfolio diversifiziert. Wie stark  
er diversifizieren sollte, hängt von vielen Einfluss­
faktoren ab: (i) von der Art und Stärke der Korrela­
tion der Schocks, (ii) vom Profitentfall durch weg­
bleibende Zulieferungen, (iii) von der Möglichkeit, 
Bezugsmengen kurzfristig zu variieren, (iv) von  
den Kosten der unterschiedlichen Lieferanten für 
unterschiedliche Liefermengen von Chips, (v) von 
den fixen Kosten, die für jede aktive Käufer-Ver­
käufer-Beziehung auftreten,24 (vi) von den Kosten 
alternativer Absicherungsmöglichkeiten, etwa der 

Lagerhaltung oder von klassischen Versicherungen. 
Typischerweise wird ein Einkäufer sein Lieferan­
tenportfolio nicht maximal diversifizieren, weil die 
Kosten dafür prohibitiv hoch wären. Diversifizierung 
kann natürlich nur funktionieren, wenn es überhaupt 
mehr als eine Lieferquelle für ein Produkt gibt.

Im Allgemeinen ist nicht zu erwarten, dass der de­
zentral gewählte Diversifizierungsgrad dem gesell­
schaftlichen Optimum entspricht. Das wäre dann 
der Fall, wenn (i) das Verhalten des Einkäufers keine 
relevanten Externalitäten auf andere Marktteilneh­
mer oder den Staat ausübt, (ii) vollständige Informa­
tion und (iii) vollkommener Wettbewerb vorherr­
schen und (iv) keine weiteren Verzerrungen, etwa 
durch (schlecht gewählte) wirtschaftspolitische Maß­
nahmen oder durch fehlende Risikomärkte, vor­
liegen. 

In der Praxis sind diese Bedingungen zumeist nicht 
erfüllt. Deshalb greift der Staat aber nicht gleich 
regulierend ein; schließlich können Abweichungen 
vom Optimum Anreize zu Korrekturen im Rahmen 
der Marktwirtschaft schaffen, etwa durch Wettbe­
werb von Unternehmen mit anderen Strategien. 
Die Frage ist letztendlich, wie schwer Abweichungen 
vom Optimum wiegen und ob eine automatische 
Korrektur zu erwarten ist. 

Wichtige Externalitäten betreffen die Kunden und 
die Wettbewerber eines Unternehmens. Für die 
Kunden schafft das Angebot eines Unternehmens 
eine Rente („consumer surplus externality“). Diese 
entfällt, wenn das Angebot des Unternehmens aus­
fällt. Ein völliger Ausfall kann für den Kunden sehr 
schwer wiegen, wobei zu berücksichtigen ist, dass 
es vielfach an Märkten fehlt, auf denen der Kunde 
sich im Vorhinein gegen das Risiko eines solchen 
Ausfalls versichern könnte. In Extremfällen ist zu 
berücksichtigen, dass der Staat sich gezwungen 

24	 Siehe dazu etwa den Überblicksartikel von Antras und Chor (2022) und die zahlreichen darin enthaltenen Literaturhinweise.
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sehen könnte, den Schaden der Konsumenten 
durch kostspielige eigene Maßnahmen zu kompen­
sieren; ein Beispiel hierfür ist der Bau von LNG-
Terminals zum Bezug von Gas von Quellen außer­
halb Russlands.

Bei fehlenden Risikomärkten und starker Risiko­
aversion (hohem Schadenspotenzial der Risiken)  
ist zu vermuten, dass die rein privatwirtschaftlich 
bestimmte Wahl der Bezugsquellen einen zu gerin­
gen Diversifizierungsgrad zur Folge haben wird. 
Wenn die Wohlfahrtsverluste sehr hoch sind, würde 
das staatliche Eingriffe rechtfertigen. 

Ein Gegenargument betrifft den Wettbewerb der 
Unternehmen untereinander. Ein Unternehmen, 
das seine Bezugsquellen wenig diversifiziert, schafft 
damit Spielraum für andere Unternehmen, die dar­
auf setzen, dass sie in einer Notsituation gut ver­
dienen können, indem sie das erste Unternehmen 
ersetzen („business stealing effect“).25 Dieser Effekt 
dürfte allerdings gering sein, wenn die alternativen 
Strategien Vorabinvestitionen erfordern und die 
Wahrscheinlichkeit einer Notlage gering ist, zumal 
die Konsumentenrente auf jeden Fall bei den Kon­
sumenten verbleibt. Im Übrigen müssen die Unter­
nehmen damit rechnen, dass in einer Notfallsitua­
tion der Ertrag aus ihrer Vorsorge durch politische 
Maßnahmen wie eine Preisbremse oder die Abschöp­
fung von „Zufallsgewinnen“ geschmälert wird. 

Die Situation wird verschärft, wenn Verzerrungen 
auf einzelnen Stufen einer Lieferkette miteinander 
interagieren, zum Beispiel wenn unvollständige 
Information das Wirken von Preissignalen entlang 
der Lieferkette über den Einkäufer hinaus behindert. 
Dann generiert das Verhalten des Einkäufers eine 
möglicherweise negative Externalität auf weitere 
(downstream) Unternehmen, die von Verträgen nicht 
(vollständig) internalisiert werden kann (Liu, 2019). 

Mit anderen Worten: In komplexen Liefernetzwer­
ken können systemische Risiken entstehen, die vom 
Marktgeschehen allein nicht adressiert werden. Die 
Unternehmen diversifizieren ihre Lieferantenbasis 
nicht ausreichend (und halten ihre Lager zu klein), 
weil die Auswirkungen von Ausfällen gleichfalls 
von anderen Firmen im Produktionsnetzwerk 
getragen werden müssen und diese Risiken nicht 
richtig bepreist werden. In Liefernetzwerken treten 
damit systemische Problemlagen auf, wie sie auch 
aus dem Finanzbereich bekannt sind.

4. Sicherheitspolitische Externalität

Der offensichtlichste Fall einer Externalität liegt 
vor, wenn die Beschaffungsentscheidungen der 
heimischen Unternehmen Auswirkungen auf die 
außen- und sicherheitspolitischen Spielräume der 
Regierung haben. So ist es vorstellbar, dass eine 
starke Konzentration der Beschaffung von Chips 
auf nur ein Lieferland die Regierung erpressbar 
macht, weil eine Unterbrechung der Lieferungen 
mit großen volkswirtschaftlichen Kosten verbun­
den wäre. Die „strategische Autonomie“ des Inlan­
des geht aber nicht in das Entscheidungskalkül der 
Unternehmen ein, weil sie Eigenschaften eines 
öffentlichen Gutes hat: Unternehmen sind nicht 
bereit, höhere Kosten auf sich zu nehmen, um durch 
bessere Diversifizierung ihrer Lieferantenportfolios 
die strategische Autonomie zu verbessern, weil der 
jeweilige Beitrag eines jeden Unternehmens für sich 
genommen nur eine sehr kleine Auswirkung auf 
den eigenen Unternehmenserfolg hat. Es kommt 
daher zu einer Unterdiversifizierung, genauso, wie 
es typischerweise bei der privaten Bereitstellung 
von öffentlichen Gütern zu einer Unterversorgung 
kommt.

25	 Zur Logik von „consumer surplus effect“ und „business stealing effect“ siehe Grossman et al. (2023).
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Das Ignorieren machtpolitischer Konsequenzen ist 
auf einzelwirtschaftlicher Ebene rational, auf kol­
lektiver Ebene aber irrational. Man kann hier von 
einer sicherheitspolitischen Externalität sprechen, 
wobei „Sicherheit“ sich sowohl auf militärische 
Sicherheit als auch auf Versorgungssicherheit be­
ziehen kann. Mit dem Auseinanderklaffen einzel­
wirtschaftlicher und gesamtwirtschaftlicher Ratio­
nalität ist staatliches Eingreifen zu rechtfertigen. 

Die oben gemachten Bemerkungen gelten nicht 
nur für Beschaffungsvorgänge (Importe), sondern 
analog für den Absatz von Waren oder Dienstleis­
tungen (Export). Hier kann es zu einer übermäßigen 
Konzentration auf einzelne Länder oder Einkäufer 
kommen. Allerdings führt das Wegfallen von Export­
möglichkeiten im Inland nicht zu Versorgungseng­
pässen und Preisdruck, sondern erzeugt das Gegen­
teil. Insofern sind Abhängigkeiten von einzelnen 
Exportmärkten aus wohlfahrtsökonomischer Sicht 
weniger problematisch einzuschätzen als von ein­
zelnen Importmärkten.

5. �Moralisches Risiko durch staatliche 
Rettungspolitik

Diese Probleme werden verstärkt, wenn die Unter­
nehmen damit rechnen können, dass sie im Fall 
einer Lieferunterbrechung durch staatliche Maß­
nahmen wie Kurzarbeitergeld, Liquiditätshilfen 
oder Subventionen unterstützt werden, ohne dass 
ihnen für diese Versicherungsleistung ex ante  
Kosten entstünden. Damit sinken die Anreize, in 
eigene Maßnahmen zur Versorgungssicherheit  
zu investieren. Um dieses Problem zu beseitigen, 
müssten Regierungen ex ante – also vor dem Ein­
treten von Schocks – in der Lage sein, sich dazu zu 
verpflichten, dass es keine Unterstützungsmaßnah­
men gibt, selbst wenn dadurch volkswirtschaftlich 
große Verwerfungen auftreten. Solche „No-Bail-
Out“-Ansagen sind allerdings selten glaubwürdig. 

Dieses „moralische Risiko“ verstärkt die oben an­
gesprochenen Probleme und führt dazu, dass der 
gesellschaftlich optimale Diversifizierungsgrad 
noch stärker von jenem abweicht, der sich durch 
die Summe dezentraler Entscheidungen ergibt. 

6. Marktstruktur und freier Wettbewerb

Die Anzahl von Lieferanten in einem Sektor und 
mithin die Möglichkeit der Diversifizierung ergibt 
sich als Resultat ökonomischer Prozesse. Sie verän­
dert sich durch Markteintritte und -austritte oder 
durch Übernahmen und Fusionen. Solche Prozesse 
können relativ schnell vonstattengehen. Wo enge 
Oligopole oder gar Monopole einen Markt beherr­
schen, sind die systemischen Risiken, die durch den 
Ausfall einer oder mehrerer dieser Unternehmen 
entstehen, besonders groß. 

Die Marktstruktur kann auf verschiedene Weise die 
Versorgungssicherheit sowie das Marktergebnis bei 
Versorgungsengpässen beeinflussen. Betrachtet man 
zunächst nur das Preisniveau, so kann eine hohe 
Marktkonzentration gerade bei Lieferengpässen 
dazu führen, dass die gesteigerte Marktmacht zu 
noch deutlicheren Preissteigerungen führt. Unter­
nehmen können Abhängigkeiten, die dann zu 
hohen Bezugspreisen führen, durch eine diversifi­
zierte Beschaffungsstrategie entgegentreten, sofern 
es auf Lieferantenseite entsprechende Optionen 
gibt. Die Sicherstellung von Wettbewerb zwischen 
verschiedenen Lieferanten sowie die Gewährleis­
tung von Ausweich- und Diversifizierungsmöglich­
keiten ist Aufgabe einer konsequenten Wettbe­
werbspolitik, insbesondere der Fusionskontrolle. 
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IV. �Allgemeine Prinzipien und 
Ziele einer Lieferkettenpolitik
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1. Grundlegende Bemerkungen

Weil zukünftige Bedarfe der deutschen Industrie 
und die Art der auf die Lieferketten wirkenden  
Störungen heute noch nicht bekannt sind, sondern 
bestenfalls erahnt werden können, ist Politik und 
Unternehmen zu raten, allgemeine Strukturen zu 
schaffen, die die Versorgungssicherheit erhöhen 
und die Resilienz gegenüber Schocks verbessern. 
Ein aus speziellen Situationen heraus getriebener 
Interventionismus kommt typischerweise zu spät – 
nämlich erst nach Eintritt der Störung. Dies ist 
jedenfalls teuer und kann, wenn viele Länder und 
Unternehmen gleichzeitig und gleichartig handeln, 
zu einer Verstärkung von Schwankungen führen.

Die Frage ist nun, welche effizienten und effektiven 
Instrumente zur Verfügung stehen und verwendet 
werden sollten und wie sie gegen die Gefahr pro­
tektionistischen Missbrauchs oder gegen unberech­
tigte Einflussnahme von Lobbyisten geschützt wer­
den können. Nicht jede Verzerrung kann als Anlass 
für Eingriffe dienen, denn jedem staatlichen Tätig­
werden wohnt wiederum die Gefahr von Fehlsteu­
erungen inne. Es braucht daher Verfahren, mit denen 
bestimmte Eingriffe begründet werden und andere 
nicht. Diese Verfahren sollten möglichst transpa­
rent ablaufen und klaren Prinzipien folgen. Dies ist 
gegenwärtig Gegenstand einer lebhaften Debatte. 

Allgemein geht es um ordnungspolitische Rahmen­
bedingungen, die die sicherheitspolitische Externa­
lität und das moralische Risiko direkt adressieren 
können. Das sind Anreize zur Diversifizierung von 
Beschaffungs- und Absatzmärkten etwa durch das 
Abschließen von Freihandelsabkommen. Wo nur 
sehr wenige Beschaffungsquellen existieren, ist die 
Förderung von Forschung an Substitutionsproduk­
ten sinnvoll; gegebenenfalls zudem die Anlage 
staatlicher strategischer Reserven.

2. �Regionalisierung (Entkoppelung) trägt 
nicht zur Versorgungssicherheit bei

Eppinger et al. (2022) zeigen, dass eine Abschottung 
Deutschlands oder Europas von einzelnen Liefer­
ländern oder bei einzelnen Produktkategorien 
nicht zur Versorgungssicherheit beitragen würde. 
Zwar schlagen Produktionsausfälle im Ausland 
weniger stark auf die deutsche Wirtschaft durch, 
wenn diese weniger stark von Zulieferungen aus 
dem Ausland abhängt, die Kosten der Entkoppelung 
sind aber um Größenordnungen höher als die Vor­
teile verringerter Abhängigkeit. Selbst wenn man 
neben wirtschaftlichen Abwägungen sicherheits­
politische Argumente gelten ließe, müssten diese 
eine sehr hohe monetäre Bewertung erhalten, damit 
sich das Kalkül drehen könnte. Und wenn Produk­
tionsprobleme in einer Situation eingeschränkter 
ausländischer Lieferbeziehungen im Inland auf­
treten, dann wäre der Schaden maximal. 

Ausgehend von einer Situation gut diversifizierter 
Liefernetzwerke macht es offensichtlich keinen Sinn, 
die Beschaffung auf befreundete Länder („friend­
shoring“) zu konzentrieren, weil damit die Diversi­
tät der heimischen Lieferbeziehungen sinkt. Umge­
kehrt ist eine Ausweitung von Liefernetzwerken 
auf Länder, mit denen freundschaftliche Beziehun­
gen bestehen, sinnvoll, wenn (aber nur wenn) auf 
diesem Weg die Diversifizierung verbessert wird. 

3. �Mehr Diversifizierung für mehr  
Versorgungssicherheit

Die Prämisse der Politik von Regierung und Unter­
nehmen sollte sein, die deutschen und europäischen 
Lieferketten ausreichend zu diversifizieren, sodass 
der Ausfall eines Lieferanten oder eines Lieferlandes 
nicht die gesamte Versorgung gefährdet. Diversifi­
zierung hat den großen Vorteil, dass sie Risiken ver­
schiedener Art absichern kann, egal ob Lieferketten 
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durch politische Ereignisse, Naturkatastrophen, 
Pandemien oder technologische Pannen unterbro­
chen werden. 

Voraussetzung für Diversifizierung ist, dass es ver­
schiedene Lieferquellen gibt und dass die Risiken 
der Versorgungsunterbrechung nicht perfekt mit­
einander korrelieren. Wenn die Risiken zu stark 
korrelieren oder es zu wenige Lieferquellen gibt, 
sind der Diversifizierung enge Grenzen gesetzt. 
Außerdem ist die Ermittlung eines optimalen Diver­
sifizierungsgrades nicht einfach. Man müsste, wie 
schon weiter oben ausgeführt, neben der oben 
genannten Korrelation der Schocks auch ihre zu 
erwartenden Stärken kennen. Zudem bräuchte 
man Informationen über technische Substitutions­
möglichkeiten, über die variablen Kosten der Be­
schaffung alternativer Beschaffungsquellen und 
über die fixen Kosten des Unterhalts von Liefer­
beziehungen. Diese Information liegt staatlichen 
Behörden selten vor. Das Management von Liefer­
ketten und die Verantwortung für ihre Belastbar­
keit in Krisen ist aufgrund des Informationsdefizits 
der öffentlichen Hand daher grundsätzlich eine 
privatwirtschaftliche Aufgabe.

Staatliche Förderung solcher Diversifizierung ist 
dann sinnvoll, wenn die Unternehmen selbst keine 
hinreichenden Anreize haben, für ein diversifizier­
tes Portfolio an Lieferanten zu sorgen. Das könnte 
angesichts systemischer und geopolitischer Risiken 
der Fall sein, wie in Kapitel III gezeigt wurde.

4. �Gegenseitigkeit der bilateralen  
Abhängigkeiten ausbauen

Mattoo und Staiger (2020) zeigen, dass einseitige 
bilaterale Abhängigkeiten für einen opportunisti­
schen Einsatz missbraucht werden können. Die 
Attraktivität eines solchen Verhaltens kann durch 
die (stillschweigende) Drohung mit Gegenmaß­

nahmen vermindert werden. Dafür ist aber die 
Existenz eines Drohpotenzials erforderlich. Kurz: 
Damit ausreichend starke Anreize für kooperatives 
Verhalten bestehen, braucht es reziproke Abhängig­
keiten. Es ist daher wichtig, nicht nur die eigenen 
Abhängigkeiten gut zu erfassen und zu verstehen, 
sondern auch Klarheit über die Abhängigkeiten der 
Handelspartner von deutschen und europäischen 
Gütern und Dienstleistungen zu besitzen. Gegen­
seitigkeit in diesem Sinne lässt sich allerdings nicht 
an der Ausgeglichenheit der bilateralen Handels­
bilanz festmachen, denn selbst wenn die Exporte 
wertmäßig den Importen entsprechen, ist nicht 
gesagt, dass eine Unterbrechung von Lieferungen 
mit ähnlichen oder gar gleichen wirtschaftlichen 
Einbußen verbunden wäre. Dazu kommt, dass die 
politischen Kosten für eine ausländische Regierung 
nicht mit ökonomischen Kosten gleichgesetzt wer­
den dürfen.

Gehrke und Ringhof (2023) empfehlen, gezielt tech­
nologische Spitzenpositionen auszubauen, um nach­
haltig Druckpunkte gegenüber Handelspartnern zu 
behalten. Das beste Instrument dafür ist eine kluge 
Politik zur Innovations- und Technologieförde­
rung, die gezielt komparative Vorteile zu stärken, 
anstatt komparative Nachteile auszugleichen sucht.

5. �Sicherheitspolitische Aspekte im 
Außenwirtschaftsrecht

Im Welthandelsrecht gibt es bekanntlich ein facet­
tenreiches außenwirtschaftspolitisches Instrumen­
tarium. Oft ist dieses allerdings nicht sehr zielgenau, 
zum Beispiel wenn die Meistbegünstigungsklausel 
des Handelsrechts die Anwendung einer Maßnahme 
auf alle Handelspartner erzwingt. Zielgerichteter, 
weil auf spezielle Handelspartner und Produkte aus­
gerichtet, aber zudem spezieller in der Begründung 
sind beispielsweise Antidumping-Zölle nach Art. VI 
GATT, die verhindern sollen, dass ein ausländischer 
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Anbieter mit Kampfpreisen eine Monopolstellung 
im Inland erreicht, um diese dann politisch oder 
wirtschaftlich ausbeuten zu können. Daneben gibt 
es die Möglichkeit von temporären Schutzzöllen 
nach Art. XIX GATT, wenn es zu einem raschen und 
massiven Anstieg von Importen kommt. Und schließ­
lich unterliegen Subventionen dem Art. XVI GATT 
und den Regeln des „Agreement on Subsidies and 
Countervailing Measures“; im Fall eines Regelver­
stoßes können Länder kompensierende Zölle ein­
führen.

GATT und WTO bieten außerdem eine Legitimie­
rung von sicherheitspolitischen Einschränkungen 
des Handels. Artikel XXI erlaubt Ausnahmen für 
nationale Sicherheit. In den letzten Jahren wurde 
von dieser Bestimmung Gebrauch gemacht, nach­
dem sie lange Jahre eher tabuisiert worden war – 
aus gutem Grund, denn es ist das gute Recht jedes 
souveränen Staates, selbst zu definieren, was die 
nationale Sicherheit bedroht. So ist der Artikel XXI 
nur schwer vor den Gerichten der WTO zu verhan­
deln (was allerdings gleichwohl geschieht). Der be­
rühmteste Fall ist jener der USA unter Präsident 
Trump, die im Jahr 2018 mit dem Hinweis auf nati­
onale Sicherheitsbedenken begonnen haben, Zusatz­
zölle auf Stahl- und Aluminiumimporte zu erheben. 

Die Welthandelsordnung hat mit Fragen der natio­
nalen Sicherheit inhärente Schwierigkeiten, ist sie 
doch für das Erreichen von reziproken Wohlfahrts­
gewinnen in einem Kontext von Positivsummen­
spielen geschaffen worden. Mit der Nullsummen­
spiel-Logik internationaler Rivalitäten kann sie 
nicht umgehen; dafür fehlen ihr die Instrumente. 
Auch Artikel XXI hat harte Voraussetzungen, die 
über eine bloße „Gefährdung“ hinausgehen. Außer­
dem sind die erlaubten Reaktionen auf Regelver­
stöße der Handelspartner lediglich auf den Ersatz 
des entstandenen wirtschaftlichen Schadens aus­
gerichtet und nicht auf Bestrafung – die Rede von 
„Strafzöllen“ ist daher eigentlich fehl am Platz.

Dennoch begrüßt der Beirat, dass EU und Bundes­
regierung die Möglichkeiten des WTO-Rechts 
offensiv nutzen wollen. Genauso sollten einschlä­
gige Bestimmungen in den bilateralen Handelsver­
trägen der EU aktiv verwendet werden. Die Ein­
richtung und Bestellung eines Chief Enforcement 
Officers in der Generaldirektion Handel der EU-
Kommission, der die Einhaltung von Bestimmun­
gen überwachen und die Durchsetzung vorantrei­
ben soll, ist daher eine willkommene Entwicklung.

Während es auf EU-Ebene handelsrechtliche Inst­
rumente gibt, bietet das deutsche Außenwirt­
schaftsgesetz die Möglichkeit der Exportkontrolle 
und der Investitionskontrolle. In letzterem Bereich 
geht es zunehmend nicht nur um die Prüfung von 
Investitionen im Inland, sondern auch um deut­
sche Investitionen im Ausland, vor allem wenn diese 
zu einer Verbreitung von technologischem Know-
how führen. Darauf fokussiert etwa die neue China-
Strategie der Bundesregierung. Dabei stößt die Pra­
xis aber auf zunehmende Abgrenzungsprobleme: 
Fast alle neuen Technologien haben Verwendungen 
im militärischen wie im zivilen Bereich. Die von 
der chinesischen Führung vorangetriebene Politik 
der „zivil-militärischen Fusion“ stellt hier eine Her­
ausforderung dar. Somit ist die von Steinberg und 
Wolff (2023) vorgeschlagene enge Definition der 
für Export- und Investitionskontrollen relevanten 
Sektor- und Güterlisten, welcher der Beirat grund­
sätzlich zustimmt, kaum umsetzbar. In der Praxis 
dürften die Abgrenzungsprobleme gerade in den 
Hochtechnologiesektoren dazu führen, dass das 
gewollte De-Risking zu einem weitgehenden De-
Coupling wird.

Es liegt auf der Hand, dass eine Europäisierung der 
zuletzt genannten Instrumente für die Bewahrung 
der Integrität des Binnenmarktes und für die Stei­
gerung der Effektivität der Maßnahmen hochgradig 
sinnvoll wäre.
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6. Marktstruktur und freier Wettbewerb

Das Wettbewerbsrecht hat die Aufgabe, gemäß den 
Zielen des deutschen und europäischen Wettbe­
werbsrechts, einen funktionierenden Wettbewerb 
zwischen verschiedenen Lieferanten sowie die Ge­
währleistung von Ausweich- und Diversifizierungs­
möglichkeiten sicherzustellen. Dies ist insbesondere 
konform mit den Interessen der Verbraucher. Etwas 
komplexer stellt sich die Sachlage bei der Betrach­
tung von Marktmacht auf der (inländischen) Nach­
frageseite dar. Denn diese kann gerade angesichts 
einer vermachteten Angebotsseite, die wenig Aus­
weichalternativen ermöglicht, der damit gegebenen 
angebotsseitigen Marktmacht und damit exzessiven 
Preiserhöhungen bei Engpässen entgegentreten. 
Allerdings geht mit zunehmender Nachfragemacht 
oft auch eine Verstärkung der angebotsseitigen 
Marktmacht einher. Hier erlauben das deutsche 
und das europäische Wettbewerbsrecht bereits eine 
Abwägung im Sinne der Verbraucherwohlfahrt. 

Das deutsche und das europäische Wettbewerbs­
recht erlauben es darüber hinaus, im Falle einer 
marktbeherrschenden Stellung mit dem Konzept 
des Ausbeutungsmissbrauchs gegen überhöhte 
Preise vorzugehen. Dabei ist allerdings zu berück­
sichtigen, dass sich ein Preishöhenmissbrauch 
immer am kontrafaktischen Szenario ohne das 
Vorliegen einer marktbeherrschenden Stellung 
bemisst. Bei allgemeinen Versorgungsengpässen 
dürfte es daher in der Praxis zwar schwierig sein, 
erhebliche Preissteigerungen kausal der Ausnut­
zung einer marktbeherrschenden Stellung zuzu­
schreiben. Andererseits verhindert die Notwendig­
keit eines solchen Nachweises der Kausalität das 
Erzwingen von rein politisch opportunen „Markt­
ergebnissen“, möglicherweise unter erheblichen 
langfristigen Effizienzeinbußen.

Die Erreichung einer höheren Versorgungssicher­
heit lässt sich prinzipiell ebenfalls als Effizienz 
unter der Verbraucherwohlfahrt subsumieren und 
damit beispielsweise bei Fusionsentscheidungen 
berücksichtigen. Rein hypothetisch könnte dies 
beispielsweise gleichfalls bei vertikalen Fusionen, 
bei denen sich ein marktstarker Nachfrager eine 
Bezugsquelle für einen wesentlichen Input sichert, 
der Fall sein, sofern dadurch nachweislich die in­
ländischen Verbraucher profitieren. In der Corona-
Epidemie hat sich die Kartellrechtspraxis auch da­
hingehend als flexibel erwiesen, bei Kooperationen 
befristete Ausnahmen zur Bewältigung akuter Lie­
fer- und Versorgungsengpässe zu gewähren, bei­
spielsweise durch sogenannte „Comfort Letters“ 
(sogenannte „Vorsitzendenschreiben“ des Bundes­
kartellamtes). 

Betrachtet man also zunächst nur die rein wirt­
schaftlichen Aspekte von überhöhten Preisen bei 
Engpässen sowie von Versorgungssicherheit allge­
mein sowie in Notlagen, so bietet das bestehende 
Wettbewerbsrecht bereits hinreichend Möglichkei­
ten, diese im Interesse der Verbraucher mit zu 
berücksichtigen.

Wie bereits zuvor liegt der Schwerpunkt unserer 
Betrachtung allerdings bei der Erreichung von  
Zielen, die über die wirtschaftliche Effizienz hin­
ausgehen. Dies betrifft insbesondere sicherheitspo­
litische Bedenken bei der Vermeidung von Abhän­
gigkeiten von einzelnen Ländern bei kritischen 
Ressourcen. Im Einzelfall und bei entsprechender 
herausragender Bedeutung mag dies die Erreich­
barkeit anderer politischer Ziele betreffen, sofern 
davon ausgegangen werden muss, dass den Unter­
nehmen entsprechende Anreize fehlen. Damit stellt 
sich die Frage, inwieweit das europäische sowie das 
deutsche Wettbewerbsrecht solche außerwettbe­
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werblichen Aspekte mitberücksichtigen. In der 
Fusionskontrolle ist dies in Deutschland ausdrück­
lich durch das Instrument der Ministererlaubnis 
der Fall. Die europäische Fusionskontrolle sieht die 
Berücksichtigung außerwettbewerblicher Aspekte 
lediglich als Erwägungsgrund vor und nur soweit 
sie explizit in den Rahmen der Tätigkeiten und 
Ziele der Gemeinschaften fallen.26 Es ist offen, 
inwieweit Aspekte der Versorgungssicherheit hier 
etwa unter die in den Katalog der Tätigkeiten der 
Gemeinschaften neu aufgenommene Industrie­
politik fallen. 

Aus Sicht des Beirats ergibt sich daraus allerdings 
kein Defizit, gerade da die Berücksichtigung außer­
wettbewerblicher Aspekte, sofern sie vom Katalog 
der Tätigkeiten und Ziele der Gemeinschaften 
erfasst sind, nicht per se ausgeschlossen ist und, 
wie das hier nicht weiter aufgegriffene Beispiel der 
Beihilfenkontrolle zeigt, die Praxis sich bereits als 
hinreichend flexibel erwiesen hat. Für eine explizite 
Aufweichung des Wettbewerbsrechts, um zudem 
andere Ziele zu erreichen, die über die Verbraucher­
wohlfahrt hinausgehen, gibt es daher auch unter 
dem Aspekt der Versorgungssicherheit keine Be­
gründung oder gar Notwendigkeit. 

26	 Dies ist in verschiedenen Mitgliedsstaaten dezidiert anders, da diese explizit einen erweiterten Prüfungsmaßstab etwa in der Fusionskontrolle anlegen, 
welcher beispielsweise in Schweden explizit nationale Sicherheits- und Versorgungsinteressen mitberücksichtigt.
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1. �Zollpolitische Maßnahmen und  
Freihandelsabkommen

Die exzessive Konzentration der Lieferketten auf 
wenige Länder könnte mit Hilfe spezieller Quoten­
zölle zielgerichtet bekämpft werden. Damit sind 
Zölle auf Importe von Rohstoffen oder Vorproduk­
ten aus Ländern gemeint, deren Lieferanteile einen 
gewissen Prozentsatz überschreiten. Wenn Importe 
aus solchen Ländern teurer werden, haben Unter­
nehmen einen Anreiz, auf Bezugsquellen aus ande­
ren Ländern zuzugreifen oder das jeweilige Produkt 
durch andere Produkte zu substituieren. So könnte 
man etwa in Zukunft vorsehen, dass Flüssig- oder 
Pipelinegas zollfrei aus jenen Ländern in die EU 
importiert werden kann, deren Anteile an den Ge­
samtimporten in die EU 25 Prozent nicht überstei­
gen. Um nicht zusätzlich mitgliedslandspezifische 
Quotenzölle zu brauchen, die mit den Prinzipien 
der europäischen Zollunion kaum vereinbar wären, 
müsste eine solche Politik mit einem Ausbau der 
innereuropäischen Verteilinfrastrukturen einher­
gehen. Das Ziel wäre, dass die EU-Importe sowohl 
zollfrei als auch ausreichend diversifiziert erfolgen. 
Ein solcher Quotenzoll ist derzeit nicht kompatibel 
mit WTO-Recht, selbst wenn er ein verhältnismä­
ßiges Instrument zur Verfolgung legitimer nationa­
ler Sicherheitsziele nach Art. XXI GATT (Nationale 
Sicherheitsausnahme) wäre. Ein Quotenzoll kann 
auch nicht mit Hilfe von Art. VII GATT (Safeguards) 
gerechtfertigt werden, weil dazu die Bedrohung  
der wirtschaftlichen Situation der direkt durch Im­
portwettbewerb betroffenen Branche durch über­
raschend zunehmende Einfuhren nachgewiesen 
werden müsste. Bei einer Reform des WTO-Rechts 
sollte das Anliegen der Versorgungssicherheit 
berücksichtigt werden.

Dort wo die EU noch Außenzölle auf Vorprodukte 
oder Rohstoffe hat, kann sie diese innerhalb des 
WTO-rechtlich vereinbarten Rahmens, d. h. ohne 
gegenüber Handelspartnern zu diskriminieren, 

variieren. Beispielsweise gibt es Zölle auf Lithium 
und Gallium, auf viele Stahlprodukte oder andere 
Metalle. Besonders ausgeprägt sind tarifäre Barrieren 
immer noch im Agrarbereich. Diese Zölle könnten 
situativ angepasst werden: Wenn die Weltmarkt­
preise hoch sind, könnten sie abgesenkt werden; 
wenn die Weltmarktpreise niedrig sind, könnten die 
Einfuhrzölle bis auf den maximalen WTO-rechts­
konformen Satz angehoben werden. Die Schweiz 
unterhält ein solches System „atmender Zölle“. 
Damit kann zwar die Diversifizierung nicht unmit­
telbar gefördert werden, weil das System gegenüber 
allen Handelspartnern gleichermaßen angewendet 
werden müsste. Die preislichen Auswirkungen von 
Verknappungen könnten so aber abgemildert wer­
den. Außerdem könnten dadurch Anreize gegeben 
werden, Alternativen zu den jeweiligen Import­
gütern aufzubauen.

Damit Unternehmen diversifizieren können, braucht 
es möglichst guten und unbürokratischen Zugang 
zu möglichst vielen internationalen Beschaffungs­
märkten. Das bedeutet, dass sich Deutschland in 
der EU für Freihandelsabkommen stark machen 
sollte, mit denen Importzölle oder nicht-tarifäre 
Beschränkungen des Handels minimiert werden. 
Dabei braucht es aber einen strategischen Schwenk: 
Statt vor allem die Öffnung neuer Absatzmärkte 
für europäische Waren und Dienstleistungen im 
Fokus zu haben, muss die Versorgungssicherheit der 
eigenen Wirtschaft an Bedeutung als strategisches 
Ziel für die gesamte EU-Handelspolitik gewinnen. 
Das bedeutet unter anderem, dass die EU mit Län­
dern Abkommen schließen muss, die als Beschaf­
fungsmärkte von Rohstoffen besonders wichtig 
sind. Solchen Ländern hat die EU bisher unilateral  
Handelsvorteile im Kontext des Allgemeinen Präfe­
renzsystems gewährt und dabei den Zugang zum 
europäischen Markt von der Einhaltung von Men­
schen- oder Umweltrechten abhängig gemacht.  
In Zeiten größerer Knappheit von Rohstoffen und 
hoher Preise sollten die Bedingungen für die 
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Gewährung von Präferenzen überprüft und gege­
benenfalls angepasst werden. Die Verhandlung und 
Verabschiedung von Abkommen über kritische 
Mineralien – ein Prozess, den die EU beispielsweise 
mit den USA oder Chile aufgenommen hat – ist zu 
begrüßen und ein guter Schritt abseits umfassen­
der Freihandelsabkommen nach Art. XXIV GATT.

Die Bundesrepublik unterhält ein gut funktionie­
rendes System der Exportkreditversicherung (Her­
mes-Bürgschaften). Dieses kann angepasst werden, 
um Unternehmen Anreize zu geben, ihre Absatz­
märkte besser zu diversifizieren, etwa indem die 
Konditionen davon abhängig gemacht werden, wie 
hoch der Anteil deutscher Unternehmen in den 
Zielmärkten bereits ist. Während die Hermes-Bürg­
schaften die Finanzierung und Abwicklung von 
Exportgeschäften unterstützen sollen, leistet das 
Instrument der Garantien für ungebundene Finanz­
kredite (UFK-Garantien) eine Unterstützung für die 
Abwicklung von Rohstoffimporten. Im Vergleich 
zu den Hermes-Bürgschaften sind UFK-Garantien 
deutlich weniger stark nachgefragt. In Zeiten stei­
gender Zinsen könnte sich das allerdings ändern. 
Jedenfalls aber sollten die UFK-Garantien mit dem 
Ziel einer Diversifikation der deutschen Bezugs­
quellen von Rohstoffen gewährt werden. Die Export- 
und Importgarantien werden über ein OECD- 
Gremium international koordiniert, um Wettbe­
werbsverzerrungen zu vermeiden. Es sollte auch 
überlegt werden, ob die Instrumente, die in unter­
schiedlicher Form in allen EU-Mitgliedsstaaten 
existieren, nicht durch ein einheitliches europäi­
sches Verfahren ersetzt werden sollten, um die 
Integrität des Binnenmarktes und die enge Ver­
flochtenheit der intra-europäischen Produktions­
netzwerke adäquat zu berücksichtigen.

2. �Investitionen zur Verbesserung der 
Versorgungssicherheit

Vielfach ist es nicht möglich, die Beschaffungsbasis 
zu diversifizieren, weil es nur wenige Länder gibt, 
in denen bestimmte Rohstoffe gefördert werden, 
oder weil die Förderkapazitäten beschränkt sind. Es 
kann daher sinnvoll sein, wenn deutsche und euro­
päische Unternehmen in rohstoffreichen Ländern 
investieren, um so alternative Lieferquellen aufzu­
tun. Weil die Rechtssicherheit in diesen Ländern 
häufig nicht hinreichend gut gewährleistet ist, wur­
den in der Vergangenheit Investitionsförder- und 
-schutzabkommen (IFV) geschlossen. Diese sind seit 
der Diskussion um das transatlantische Freihandels­
abkommen TTIP in Misskredit geraten. Die Funda­
mentalkritik ist sachlich nicht gerechtfertigt, denn 
die Abkommen adressieren das durchaus reale Pro­
blem, dass deutsche oder europäische Investitionen 
in Drittstaaten einem politischen Risiko ausgesetzt 
sind, gegen das sich Investoren vor normalen Ge­
richten nicht zur Wehr setzen können. Wenn Aus­
landsinvestitionen zu riskant sind, unterbleiben 
diese. Das kann zur Folge haben, dass die Beschaf­
fungsbasis der heimischen Unternehmen zu wenig 
diversifiziert ist.

Der Beirat hat sich dazu im Jahr 2018 geäußert und 
eine Reform der IFV vorgeschlagen, um das Risiko 
für europäische Investoren zu senken.27 IFVs sollten 
auf ausländische Direktinvestitionen konzentriert 
werden, auf EU-Ebene gehoben werden und mit 
neuem Engagement Drittländern angeboten werden. 
Der ersatzlose Ausstieg Deutschlands aus der Ener­
gie-Charta, einem multilateralen IFV für Investitio­
nen in die Energieversorgung, scheint gerade vor 
dem Hintergrund der Versorgungsschwierigkeiten 
mit Gas und neu zu entwickelnden Lieferquellen 
erneuerbarer Energie in sonnen- und windreichen 
Gegenden der Welt problematisch.

27	 Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2018).
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Deutschland gewährt für Auslandsinvestitionen 
Bürgschaften, allerdings nur unter bestimmten 
Bedingungen und wenn ein IFV vorliegt. Dabei 
sind bisher ähnlich wie bei den Hermeskrediten 
vor allem betriebswirtschaftliche Kennzahlen rele­
vant. Es wäre sinnvoll, das gesamtwirtschaftliche 
Kriterium der Sicherung der Rohstoffversorgung 
bei der Gewährung der Bürgschaften zu berück­
sichtigen. Hier hat Deutschland Aufholbedarf: Im 
Unterschied zu anderen EU-Staaten hat das Land 
im Bereich der Rohstoffversorgung so gut wie 
keine Auslandsinvestitionen; siehe dazu Felber­
mayr und Yalcin (2016). Gerade in Ländern, in 
denen die Menschenrechtslage problematisch ist, 
können Investitionen aus Europa und Deutschland 
Veränderungen zum Besseren anstoßen. Bleiben 
sie aus, so sind Investitionen aus Ländern wie 
China wahrscheinlich, in denen Menschenrechts­
verletzungen keine Rolle für die Einschätzung 
eines Investitionsstandortes spielen. Jedenfalls 
sollte die Vergabe der Investitionsbürgschaften 
geostrategische und versorgungssicherheitspoliti­
sche Argumente mitberücksichtigen. 

Damit Rohstoffe und industrielle Vorprodukte 
sicher und zu guten Preisen nach Deutschland 
gelangen können, braucht es eine gute Infrastruk­
tur. Die chinesische Regierung hat dies bereits vor 
vielen Jahren angeschoben; die Belt-and-Road­
Initiative zielt gerade auf die Erschließung von 
Beschaffungs- und Absatzmärkten zum eigenen 
Vorteil ab; entwicklungspolitische Ziele treten dabei 
in den Hintergrund. Infrastruktur wie Häfen, Stra­
ßen- oder Schienenverbindungen stehen grund­
sätzlich allen Handelspartnern der Länder, in denen 
sie ausgebaut werden, zur Verfügung. In der Praxis 
aber zeigt sich oft, dass der Zugang nicht gleich­
berechtigt ist und chinesische Firmen bevorteilt 
werden (Bluhm et al., 2018). Es ist wichtig, dass 

Europa und Deutschland attraktive Angebote für 
Staaten des globalen Südens machen. Neben der 
Menschenrechtslage sollten Argumente wie die 
eigene Versorgungssicherheit oder geostrategische 
Einflussnahme Eingang in Investitionsentschei­
dungen öffentlich finanzierter Entwicklungsban­
ken Deutschlands und Europas finden. Außerdem 
muss der Schutz der Verkehrswege eine höhere 
Priorität erhalten. Beispielsweise zeigen Sandkamp 
et al. (2022) empirisch, dass Aktivitäten von Piraten 
auf den europäischen Seewegen von und nach 
China negative Konsequenzen für den maritimen 
Handel haben. Die jüngsten Ankündigungen der 
EU und der USA, im Rahmen des Partnership for 
Global Infrastructure and Investment den Ausbau 
eines India – Middle East – Europe Economic  
Corridor und eines Trans-African Corridor mit 
hohem Mitteleinsatz voranzutreiben, ist daher zu 
begrüßen.28 

3. �Maßnahmen, wenn Diversifizierung 
der Lieferländer nicht möglich ist

Wie weiter oben beschrieben, ist es nicht möglich 
und nicht effizient, durch Diversifizierung alle Ver­
sorgungsrisiken völlig zu kontrollieren. Bei Produk­
ten, deren Herstellung mit starken Skaleneffekten 
verbunden ist, ist eine Erhöhung der weltweiten 
Anzahl von Produktionsstätten mit substanziellen 
Kostensteigerungen verbunden. Dies ist in der Bat­
teriezellenfertigung oder bei der Herstellung von 
Computerchips der Fall. Rein marktliche Prozesse 
führen in solchen Märkten bei Vorliegen einer 
sicherheitspolitischen Externalität (siehe Kapitel III) 
zu einer suboptimal kleinen Anzahl von Produzen­
ten. Daher kann es gerechtfertigt sein, die Ansied­
lung, Gründung oder Skalierung von Produktions­
stätten in der EU (oder auch im Ausland) mit 

28	 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_4421
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Subventionen zu fördern.29 Die richtige Kalibrie­
rung der Förderpolitik ist allerdings schwierig. Die 
Gefahr von Subventionswettläufen ist groß, und es 
drohen weltweite Überkapazitäten.

Bei Produkten, bei denen es nur wenige Lieferquel­
len gibt oder wo die Risiken über die möglichen 
Lieferanten stark korrelieren, kann die Anlage von 
strategischen Lagern erforderlich sein, wie beispiels­
weise bei der Erdölbevorratung, die durch das „Gesetz 
über die Bevorratung mit Erdöl und Erdölerzeug­
nissen“ geregelt wird. Doch weil Lagerhaltung bei 
positiven Zinsen teuer ist, sind dieser Strategie 
Grenzen gesetzt und kann keine bedingungslose 
Versorgungssicherheit hergestellt werden. Der Staat 
sollte überlegen, ob es nicht zusätzliche steuerliche 
Anreize zur Schaffung ausreichender Lagerbestände 
bei kritischen Inputs geben sollte. Er sollte dafür 
sorgen, dass Unternehmen Lagerkapazitäten schaffen 
können – dafür sind entsprechende Flächenwid­
mungen und die Genehmigung von Lagergebäuden 
erforderlich. Und er sollte bei Inputs, denen in vie­
len Branchen eine Schlüsselrolle zukommt, über 
eine staatlich organisierte strategische Lagerhaltung 
nachdenken. Die Anlage einer strategischen Gas­
reserve, etwa nach dem Vorbild der strategischen 
Ölreserve, ist dafür ein gutes Beispiel. Wichtig wäre 
hier, dass solche Reserven EU-weit gepoolt werden 
und zum Management der Preise eingesetzt wer­
den – auf dem Ölmarkt wird das seit Jahrzehnten 
in enger Koordination mit den USA betrieben.

Ein zweites Mittel, um die Versorgungssicherheit 
bei schlecht diversifizierbaren Rohstoffen oder Vor­
produkten zu verbessern, besteht in der steuerlichen 
und regulatorischen Förderung von Recycling. Unter 
„Urban Mining“ versteht man die Gewinnung von 

wertvollen Rohstoffen, etwa von Kupfer, Silber  
und Gold aus Abfällen, wie sie beispielsweise beim 
Schreddern von Altautos entstehen. Doch dafür 
braucht es geeignete Anlagen in Deutschland oder 
der EU. Vor allem braucht es ein Mindestmaß an 
Planungssicherheit, denn wenn die Rohstoffpreise 
auf den Weltmärkten wieder fallen, rechnen sich 
die Aufbereitungsanlagen nicht mehr. Weil beim 
Recycling deutlich weniger CO2-Emissionen anfal­
len als bei der Produktion aus Rohstoffen, macht 
eine hohe CO2-Bepreisung im Inland, verbunden mit 
einem effektiven CO2-Grenzausgleich, inländische 
Aufbereitung profitabler als Importe, selbst wenn 
die Weltmarktpreise sinken. Schließlich braucht es 
für das effiziente Recycling von komplexen Produk­
ten Standards, etwa im Hinblick auf die einfache 
Ausbaubarkeit von Akkus aus Haushaltsgeräten.

Ein dritter sinnvoller Ansatz besteht darin, die  
Forschungspolitik auf die Erforschung von techno­
logischen Substituten für schwer diversifizierbare 
Rohstoffe oder Vorprodukte auszurichten.

4. Der Staat als Nachfrager

Der Staat ist in vielen Bereichen, wenngleich oft in­
direkt, selbst als Nachfrager tätig. So wird der Markt 
für Medizinprodukte von der Nachfrage der Kran­
kenkassen dominiert. Dort wurde in den letzten 
Jahrzehnten vor allem daran gearbeitet, die peku­
niären Kosten für das Gesundheitssystem zu senken, 
zum Beispiel mit regelmäßig wiederkehrenden 
Zwangsrabatten für die Pharmaindustrie, die mit 
Outsourcing und Konzentration auf die billigsten 
Zulieferer reagiert hat. Gleichzeitig scheint seitens 
der Krankenkassen die Versorgungssicherheit nicht 

29	 Die moderne Forschung zur Sinnhaftigkeit von Industriepolitik ist sowohl was ihre theoretische Fundierung angeht, als auch hinsichtlich der empirischen 
Evidenz weniger skeptisch als die ältere Forschung. Liu (2019) zeigt beispielsweise in einem Modell, in dem Wirtschaftssektoren über Input-Output-Ver-
bindungen ein Produktionsnetzwerk bilden, dass Marktunvollkommenheiten zu verzerrenden Effekten führen, die sich durch Rückkopplungen verstärken. 
Dadurch werden vorgelagerte Sektoren zum Sammelbecken für Unvollkommenheiten und weisen die größten Verzerrungen auf. Infolgedessen gibt es 
für eine wohlmeinende Regierung einen Anreiz, vorgelagerte Sektoren zu subventionieren.
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hinreichend priorisiert worden zu sein, auch weil 
dies zusätzliche Kosten mit sich gebracht hätte. Im 
Ergebnis entstanden bei Auftreten von Schocks Eng­
pässe. In so stark regulierten Märkten ist die fehlende 
Diversifizierung nicht immer nur ein Resultat von 
Markt- oder Managementversagen, sondern gele­
gentlich von Staats- oder Regulierungsversagen.

Jedenfalls ist es in diesen nationalstaatlich geprägten 
Märkten geboten, die Auswirkungen eigener Maß­
nahmen auf die Integrität des EU-Binnenmarktes 
zu beachten. In anderen EU-Staaten wird besorgt 
beobachtet, dass Deutschland zur Sicherung der 
eigenen Versorgung mit Medikamenten der Pharma­
industrie um bis zu 50 Prozent erhöhte Preise an­
bietet, was die Versorgungssicherheit in anderen 
Ländern gefährden kann. Wie schon mehrfach be­
tont: Auf einem Binnenmarkt braucht es zur Be­
wältigung von Versorgungskrisen eine enge Koor­
dination der EU-Mitgliedsstaaten.

5. �Neue Märkte für Versorgungs
sicherheit

Schließlich können neu geschaffene Märkte den  
in Abschnitt III beschriebenen Tendenzen zu sub­
optimal niedriger Diversifizierung oder Lagerhal­
tung entgegenwirken.30 

Termingeschäfte für Krisensituationen –  
Pull-Anreize

Eine Verpflichtung der öffentlichen Hand, zukünftig 
Mittel für bestimmte Produkte auszugeben, ist als 
Advance Market Commitment (AMC) bekannt. AMCs 
gehen zurück auf den Nobelpreisträger Michael 
Kremer, der dieses Instrument Anfang des Jahrtau­
sends für die Entwicklung von Medikamenten und 
Impfstoffen gegen Krankheiten in Entwicklungs­

ländern vorschlug. Die Regierung verpflichtet sich 
im Vorhinein, eine vorher festgelegte Menge des 
jeweiligen Produkts zu einem bestimmten Preis zu 
kaufen. 

Will man dieses Instrument zur Vorbereitung auf 
Krisensituationen anwenden, muss zusätzlich defi­
niert werden, wann genau die Verpflichtung zum 
Kauf durch die öffentliche Hand greift. Auslöser 
könnte z. B. sein, dass der Marktpreis des Rohstoffs 
oder des Zwischen-/Endprodukts ein bestimmtes 
Niveau überschreitet.

Wenn solche AMCs vorliegen, können Unterneh­
men besser für Krisensituationen planen. Insbe­
sondere wird damit die Sorge geringer, dass die 
Regierung in diesen Situationen in Marktpreise 
eingreift oder (Zufalls-)Gewinne besteuert, da sie 
sich vorher vertraglich zu diesen AMC verpflichtet 
haben. Damit werden Investitionen in alternative 
Bezugskanäle und Vorratslagerung attraktiver. 

Solche Verträge werden unter dem Begriff der 
„Pull-Anreize“ diskutiert, da die Erwartung auf 
zukünftiges Geschäft Anreize für heutige Investiti­
onen gibt; die Investitionen werden „angezogen“.  
Diese sind zu unterscheiden von den „Push-Anrei­
zen“, bei denen Unternehmen Mittel bekommen, 
um die jeweiligen Investitionen zu tätigen; hier 
werden die Investitionen „angeschoben“. 

Kapazitätsmärkte – Push- und Pull-Anreize

Häufig wird es nicht ausreichend oder wenig ziel­
genau sein, mit der Erwartung auf gesicherte Pro­
fite in Krisenzeiten Unternehmen dazu zu bewe­
gen, heute zu investieren, um für diese meist sehr 
seltenen Krisenzeiten vorbereitet zu sein. Dann 
kann es zusätzlich notwendig sein, finanzielle 
Unterstützung für diese Vorbereitung zu geben. 

30	 Innovatives Marktdesign kann auch nach Eintritt einer Krisensituation zur Entspannung der Situation beitragen, wie z. B. Cramton et al. (2020) zeigen.
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Kapazitätsmärkte, die aus dem Strommarkt bekannt 
sind und etwa in den USA oder Frankreich einge­
setzt werden, machen genau dieses (Cramton, Ocken­
fels und Stoft 2013). Stromerzeuger bewerben sich 
auf dem Kapazitätsmarkt um Verträge, mit denen 

sie die Verpflichtung eingehen, zu bestimmten  
Zeiten – z. B., wenn der Strompreis ein bestimmtes 
Niveau überschreitet – Strom zu einem vorher fest­
gelegten Preis zu liefern. Dafür erhalten sie heute 
Mittel, die Zahlung auf dem Kapazitätsmarkt.   

Pandemiebereitschaftsverträge

Die Bundesregierung hat eine Adaption eines Kapazitätsmarkts 2022 im Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie und möglichen zukünftigen Pandemien eingesetzt (Ockenfels 2021). Fünf in 
Deutschland ansässige pharmazeutische Unternehmen sind sogenannte Pandemiebereitschaftsver­
träge eingegangen. Diese Verträge sichern die Bereithaltung von Herstellungskapazitäten für Impf­
stoffe; enthalten sind Vereinbarungen für die Herstellung und Lieferung von Impfstoffen an den 
Bund im Pandemiefall. Der Bund rechnet mit Kosten von bis zu 2,861 Milliarden Euro für die Jahre 
2022 bis 2029.

Die Verträge werden vom Zentrum für Pandemie-Impfstoffe und -Therapeutika (ZEPAI) betreut, das 
am Paul-Ehrlich-Institut angesiedelt ist. Die Unternehmen, die für verschiedene Technologieplatt­
formen (mRNA-Impfstoffe, Vektor-Impfstoffe, Protein-Impfstoffe) den Zuschlag erhalten haben, 
sind derzeit in einer zweijährigen Qualifizierungsphase, die in enger Koordinierung mit dem ZEPAI 
durchlaufen wird. Danach bewertet das ZEPAI, ob sie pandemiebereit sind und in die Pandemiebe­
reitschaftsphase eintreten können. 

Der Vertrag umfasst nicht nur die Vorhaltung von Impfstoff-Produktionskapazitäten, sondern auch 
weitere Auflagen an die Sicherstellung von Rohstoffen und Zulieferprodukten, deren Produktion in 
Deutschland dadurch erweitert wird.

Im Krisenfall, der nach Abruf durch die Bundesregierung erfolgt, sind die Unternehmen verpflichtet, 
pro Vertrag bis zu 80 Millionen Impfdosen zu produzieren und der Bundesregierung zur Verfügung 
zu stellen. Die Vergütung erfolgt zu „Marktpreisen“, zu deren Bestimmung die Verträge Weiteres  
ausführen. Die Gesamtmenge der Impfdosen ist mit insgesamt bis zu 400 Millionen sehr großzügig 
kalkuliert, so dass damit ein Beitrag für die europäische Versorgung geleistet wird, falls die gesamte 
Produktion zum Einsatz kommt. 

Die Europäische Union hat zudem eigene Verträge aufgelegt (EU FAB), die von der Health Emergency 
preparedness and Response Authority (HERA) verwaltet werden. Bei diesen Verträgen erhalten Unter­
nehmen finanzielle Mittel, die in der EU oder in Ländern des Europäischen Wirtschaftsraums Pro­
duktionskapazitäten für eine oder mehrere der drei Impfstofftechnologien vorhalten. Mit 160 Millio­
nen Euro ist dieses Programm aber wesentlich kleiner ausgelegt als das deutsche. 
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6. Transparenz über Lieferkettenrisiken

Die in Kapitel III diskutierte Analyse von Grossman 
et al. (2023) zeigt, dass unter Umständen private 
Anreize ausreichen, um Lieferketten optimal zu 
diversifizieren, jedenfalls wenn keine sicherheits­
politischen Externalitäten und systemischen Risiken 
vorliegen. Eine Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass die Marktteilnehmer und die Aufsichtsbehör­
den über die Risiken richtig informiert sind. Die 
Studie thematisiert nicht, dass zwischen Manage­
ment und Eigentümern von Unternehmen einer­
seits und den Behörden andererseits Informations­
asymmetrien herrschen können. In der Literatur 
zu Finanzmarktrisiken ist dies allerdings ein oft 
und mit empirischen Belegen thematisiertes Prob­
lem. Trotz jahrelanger Bemühungen ist die Trans­
parenz über Risiken und ihre Absicherung in diesem 
Sektor nach wie vor unzureichend. Daher ist davon 
auszugehen, dass die Transparentmachung von Risi­
ken in Lieferketten kein triviales Unterfangen ist.

Dennoch gehören Transparenzpflichten über Liefer­
kettenrisiken zu den Maßnahmen, die der Beirat 
als notwendig erachtet, um die Versorgungssicher­
heit zu verbessern. Regelmäßige Berichterstattung 
zu Lieferkettenrisiken soll den Kapitalmarkt befä­
higen, richtige risikoangepasste Schätzungen von 
Unternehmenswerten vorzunehmen. Sie soll staat­
lichen Behörden helfen, systemrelevante Risiken 
frühzeitig zu erkennen und zu adressieren. Neben 
der Verlässlichkeit von Lieferbeziehungen gibt es 
noch weitere Informationen über Lieferketten, die 
von Belang sind, etwa die CO2-Emissionen, kumu­

liert und in den einzelnen Bearbeitungsschritten 
für Zwecke des CO2-Grenzausgleichs, oder die Risi­
ken, die sich aus den Vorgaben des Lieferketten­
sorgfaltspflichtengesetzes ergeben. Der Beirat hat 
die Sorge, dass zusätzliche Berichtspflichten die 
Unternehmen mit Kosten belasten. Daher ist es 
wichtig, möglichst effiziente Strukturen zu schaf­
fen. So ist es typischerweise günstiger, nicht alle 
möglichen auftretenden (ausländischen) Lieferbe­
ziehungen der Volkswirtschaft zu prüfen, sondern 
die Lieferanten zu überwachen und die Informa­
tion darüber auf geeignete Weise zu teilen und ent­
lang der Lieferketten zu verknüpfen. Dafür sollten 
möglichst privatwirtschaftliche Lösungen gefunden 
werden, die jedoch einer staatlichen Überwachung 
bedürfen. Die Einrichtung eines europäischen Liefer­
ketten-TÜV könnte daher eine lohnende Möglich­
keit sein.

7. Flankierende Maßnahmen

Die deutsche und europäische Politik sollte darauf 
achten, dass andere außenwirtschaftspolitische  
Initiativen nicht kontraproduktive Effekte auf die 
Versorgungssicherheit haben. Alle außenwirtschaft­
lich relevanten Maßnahmen sollten hinsichtlich 
ihrer intendierten und nicht-intendierten sowie 
direkten und indirekten Effekte auf die Versorgungs­
sicherheit geprüft werden, insbesondere auf die 
Frage, ob sie Diversifizierung fördern oder erschwe­
ren. Alle Maßnahmen sollten so weit wie möglich 
mit Partnerländern wie USA oder Japan akkordiert 
werden.
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Zur Gewährleistung von Versorgungssicherheit 
bedarf es adäquater und möglichst umfassender 
Informationen der staatlichen Stellen. Außerdem 
braucht es Kompetenzen für die Entwicklung und 
Durchführung von vorbeugenden und nachgela­
gerten Maßnahmen, die EU-weit synchronisiert 
und harmonisiert sein müssen, um die Integrität 
des Binnenmarktes nicht zu gefährden. Der Beirat 
schlägt daher die Einrichtung eines europäischen 
Büros für Versorgungssicherheit (European Supply 
Security Office, ESSO) vor.

Wenn Unternehmen damit rechnen dürfen, dass 
sie im Falle von Unterbrechungen von Lieferketten 
staatliche Unterstützung erhalten, diversifizieren 
sie ihre Lieferketten nicht ausreichend, weil damit 
kurzfristig Kosten gespart werden können. Staat­
licherseits sollte daher von Anfang an möglichst 
klargemacht werden, dass es nicht zu Rettungsakti­
onen ohne substanzielle Selbstbehalte kommen wird, 
wenn sich Risiken materialisieren. Damit solche 
Ankündigungen glaubwürdig sind, muss der Staat 
klare Strukturen und Regeln für die Versicherung 
von Lieferkettenrisiken schaffen. Weil es – ähnlich 
wie bei Bankenrettungen – im Fall des Eintritts eines 
Risikos kaum möglich ist, staatliche Unterstützung 
zu verwehren und somit eintretende private Ver­
luste zu sozialisieren, ist es angemessen, wenn der 
Staat über die Risiken Bescheid weiß und unter 
Umständen vorausschauend regulierend eingreift, 
wenn sich in Unternehmen oder Sektoren hohe 
Vulnerabilitäten aufbauen. 

Unternehmen, die ihre eigenen Lieferketten ab­
sichern wollen, sind auf Informationen angewiesen, 
die ihnen derzeit nicht oder nur eingeschränkt vor­
liegen (z. B. über die Lieferketten der eigenen Liefe­
ranten, über die Prävalenz politischer oder anderer 
Risiken). Damit existierende oder vorgeschlagene 
Maßnahmen zur Verbesserung der Versorgungs­

sicherheit evaluiert werden können, bedarf es einer 
Wirkungsanalyse, für die Kompetenzen zu den Lie­
ferketten notwendig sind. Wie schon weiter oben 
dargestellt, müssen solche Analysen systemischer 
Natur sein und auf europäischer Ebene stattfinden. 

Das oben genannte europäische Büro für Versor­
gungssicherheit sollte die einschlägigen Informati­
onen erheben, systematisieren und qualitätsgesi­
chert bereitstellen sowie entsprechende Analysen 
durchführen. Dabei können Erfahrungen mit dem 
European Systemic Risk Board (ESRB) genutzt  
werden.31 Neben der Internalisierung grenzüber­
schreitender Effekte innerhalb der EU kann eine 
europäische Institution Skalenvorteile nutzen, die 
auf nationaler Ebene nicht verfügbar sind.

Das ESSO sollte (i) Systemrisiken in den europäischen 
Liefernetzwerken überwachen und beurteilen, (ii) 
Unternehmen beim Risikomanagement hinsicht­
lich der betrieblichen Lieferketten unterstützen, 
(iii) Maßnahmen zur Begrenzung des Systemrisikos 
entwickeln und in den politischen Prozess einbrin­
gen sowie (iv) Maßnahmen von Mitgliedsstaaten 
oder Drittländern hinsichtlich ihrer Auswirkung 
auf die europäische Versorgungssicherheit bewer­
ten. Wie oben gezeigt, lässt sich die Existenz einer 
solchen neuen Institution wohlfahrtsökonomisch 
begründen.

Das ESSO könnte die Durchführung von Stresstests, 
gemeinsam mit den größten Importeuren kritischer 
Rohstoffe, Vorprodukte oder Dienstleistungen (wie 
im Entwurf des Raw Materials Act (RMA) der EU 
empfohlen) unterstützen. Dabei müssen Szenarien 
für ungünstige Wirtschafts- und Politikentwicklun­
gen erarbeitet und mit nationalen Stellen koordiniert 
werden. Das ESSO könnte Warnungen über Schwach­
stellen in der Europäischen Union herausgeben, 
wenn erhebliche Systemrisiken für die Versorgungs­

31	 Das ESRB ist für die makroprudenzielle Aufsicht über das EU-Finanzsystem sowie für die Prävention und Begrenzung des Systemrisikos zuständig.  
Im Rahmen seines Mandats überwacht und beurteilt das ESRB Systemrisiken und spricht gegebenenfalls Warnungen und Empfehlungen aus.
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sicherheit festgestellt werden. Das ESSO könnte  
die Angemessenheit bestimmter vorgeschlagener 
Maßnahmen kommentieren, bevor diese auf  
nationaler oder europäischer Ebene verabschiedet 
werden.

Zu den Aufgaben des ESSO würde darüber hinaus 
(i) die Identifizierung und Quantifizierung poten­
zieller Systemrisiken gehören, (ii) die Konzipierung 
von Audits zur Krisenresilienz (wie im RMA emp­
fohlen) sowie die Zulassung von privaten Audito­
ren, (iii) die Koordination gemeinsamer strategi­
scher Reserven sowie deren Management und (iv) 
die Entwicklung und die Evaluierung von nationa­
len oder gemeinsamen Instrumenten zur Minde­
rung von Lieferkettenkrisen. Außerdem könnte das 
ESSO das Screening von Lieferanten in Problem­
ländern durchführen und/oder Informationen 
dafür liefern. 

Das ESSO könnte Berichte über potenzielle syste­
mische Risiken im Bereich der Liefernetzwerke er­
stellen oder beauftragen und Expertengruppen 
spezifische Aufträge zur Bewertung von Liefer­
kettenrisiken erteilen. Es könnte, in Analogie zum 
ESRB-Risiko-Dashboard, eine Reihe quantitativer 
und qualitativer Indikatoren für Systemrisiken in 
den europäischen Liefernetzwerken veröffentlichen.

Das ESSO sollte so in das Zusammenspiel nationa­
ler und europäischer Institutionen eingebunden 
werden, dass Redundanzen, unklare Zuständigkei­

ten und zusätzliche Bürokratie vermieden werden. 
So ist etwa im geplanten RMA ein „European Criti­
cal Raw Materials Board“ vorgeschlagen, im „Single 
Market Emergency Instrument“ ist ein Beirat vor­
gesehen. Auch die Behörde für Krisenvorsorge und 
-reaktion bei gesundheitlichen Notlagen (HERA) 
hat überlappende Kompetenzen.32 Durch Bünde­
lung von Aktivitäten sollten möglichst große Syn­
ergien entstehen.

Weil Fragen der internationalen Versorgungssicher­
heit inhärent mit politischen, vor allem mit außen­
politischen Aspekten einhergehen, für welche die 
Zuständigkeiten zwischen EU und Mitgliedsstaaten 
geteilt sind, sollte das ESSO nicht als unabhängige 
Agentur mit eigenen Entscheidungsbefugnissen 
konstruiert werden, sondern den europäischen und 
nationalen Institutionen zuarbeiten. In weiterer 
Folge könnte das ESSO im Zuge von Vertragsanpas­
sungen weiterentwickelt werden.

Für seine Tätigkeit wird das ESSO auf Informationen 
aus den Unternehmen angewiesen sein. Dazu sind 
angemessene Rechtsgrundlagen zu schaffen, die 
Rechte und Pflichten der Betroffenen regeln. Diese 
sollten nicht nur die Inhalte spezifizieren, zu deren 
Lieferung die Unternehmen verpflichtet werden, 
sondern auch rechtsstaatlich tragfähige Verfahren 
zur Anpassung dieser Inhalte, z. B. der kritischen 
Güter und Risiken, an Änderungen der Gegeben­
heiten.

32	 Steinberg und Wolff (2023) haben kürzlich die Einrichtung eines „Europäischen Ausschusses für wirtschaftliche Sicherheit“ vorgeschlagen, der ähnliche 
Aufgaben wie die in diesem Gutachten empfohlene ESSO übernehmen würde.
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V. Zur langfristigen Gestaltung der Pflegefinanzierung

Deutschland und viele andere Länder in der EU ha­
ben ihren Wohlstand unter anderem der Speziali­
sierung auf hochwertige Nischenprodukte zu ver­
danken, deren Produktion die Verfügbarkeit von 
Zwischenprodukten und Rohstoffen aus vielen Län­
dern erfordert und die weltweit verkauft werden. 
Dieses Wirtschaftsmodell ist auf einen sicheren und 
weitgehend ungehinderten Zugang zu den Welt­
märkten angewiesen. In den letzten Jahren ist dieses 
System in Gefahr geraten, weil verschiedene Handels­
partner versucht haben, die Abhängigkeit Europas 
von bestimmten Zulieferungen aus dem Ausland 
und von bestimmten Exportmärkten auszunutzen, 
um so außenpolitische Zugeständnisse zu erhalten. 
Gleichzeitig hat die Covid-19-Pandemie deutlich 
gemacht, wie verletzlich die Lieferketten und die 
Versorgungssicherheit im Inland sein können. Die 
aktuelle Teuerungskrise ist unter anderem auf 
angebotsseitige Störungen zurückzuführen.

Die deutsche Bundesregierung und die EU setzen 
sich daher für ein De-Risking ein, das zu einer Re­
duktion einseitiger Abhängigkeiten und dadurch 
zu mehr Resilienz und geringerer Erpressbarkeit 
führen soll, ohne dass es zu einer Abschottung ge­
genüber einzelnen oder mehreren Handelspart­
nern (De-Coupling) kommt. Der Beirat begrüßt diese 
Strategie. Allerdings ist der Übergang zwischen  
De-Risking und De-Coupling ein fließender, zum 
Beispiel, weil alle wichtigen Zukunftstechnologien 
sowohl zivile als auch militärische Anwendungs­
felder haben.

In diesem Gutachten zeigt der Beirat auf, wie eine 
Politik zur Reduktion solcher Risiken wohlfahrts­
ökonomisch begründet werden kann und welche 
Maßnahmen sinnvoll erscheinen. Der Beirat spricht 
sich gegen protektionistische Politikansätze aus 
und fordert eine klare Begründung aller Maßnah­
men. Wo zur Aufrechterhaltung der Versorgungs­
sicherheit Maßnahmen erforderlich erscheinen, 
braucht es eine schlüssige Herleitung.

Der Beirat betont, dass sowohl für die Bewertung 
als auch für die Entwicklung wirtschaftspolitischer 
Antworten eine europäische Perspektive zentral ist. 
Es liegt nicht nur die Kompetenz für die meisten 
außenwirtschaftspolitischen Politikfelder auf der 
EU-Ebene; die Integrität des Binnenmarktes und 
seine Dynamik sind die beste Versicherung gegen 
Versuche aus dem Ausland, etwaige Abhängigkeiten 
zu instrumentalisieren. Damit nationale Politiken 
und Initiativen mit der europäischen Ebene optimal 
verzahnt sind, empfiehlt der Beirat die Einrichtung 
eines europäischen Büros für Versorgungssicherheit 
(European Supply Security Office), das die Samm­
lung von Daten zu Lieferketten harmonisiert, ein­
heitliche Stresstests entwickelt und Auswirkungen 
nationaler Politiken auf den Binnenmarkt beob­
achtet.

Im vorliegenden Gutachten entwickelt der Beirat 
einen wohlfahrtsökonomischen Rahmen, der für 
die Rechtfertigung staatlicher Lieferkettenpolitik 
genutzt werden kann. Der Kern des Arguments 
besteht darin, dass individuelle Unternehmen, auch 
große, zu klein sind, als dass ihre Sourcing-Strate­
gien jeweils für sich genommen einen spürbaren 
Einfluss auf die strategische Autonomie der EU 
oder Deutschlands haben können. Daher werden 
solche Effekte rational ignoriert. In Summe ergeben 
sich dadurch allerdings strategische Abhängigkeiten 
(eine exzessive Konzentration von Importen auf 
wenige, kostengünstige Lieferländer), die für die 
Unternehmen und die ganze Volkswirtschaft prob­
lematisch sind. Das Gutachten spricht in diesem 
Zusammenhang von einer sicherheitspolitischen 
Externalität. Wenn die Unternehmen erwarten, 
dass im Falle einer Unterbrechung von Lieferketten 
staatliche Hilfsmaßnahmen wie etwa Kurzarbeit 
eingesetzt werden, entstehen weitere Anreize, die 
Lieferketten nicht ausreichend zu diversifizieren.
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Der Beirat ist skeptisch, was die Erstellung von Listen 
kritischer Güter, Technologien oder Sektoren nach 
objektiven Maßstäben zum Zwecke der finanziellen 
Unterstützung durch den Staat oder der Ableitung 
außenwirtschaftspolitischer Maßnahmen angeht. 
Was als knapp oder strategisch kritisch gilt, ist kon­
textabhängig und zeitveränderlich. Die Information 
über Liefernetzwerke, insbesondere im Ausland, ist 
nur bruchstückhaft vorhanden. Wo zu einem Zeit­
punkt eine Vielzahl von Anbietern existiert, kann 
in kurzer Zeit durch Fusionen und Marktaustritte 
ein Monopol entstehen, das von den Regierungen 
der Sitzländer opportunistisch missbraucht werden 
kann. Daher bleibt die Erstellung solcher Listen eine 
inhärent politische Aufgabe. Der Beirat empfiehlt, 
die Prozesse und Kriterien transparent zu machen, 
um eine überschießende Einflussnahme von Parti­
kularinteressen zu verhindern. Klar ist allerdings, 
dass volkswirtschaftlich relevante Abhängigkeiten 
nicht nur bei Gütern (Vorprodukten, Rohstoffen) 
existieren, sondern auch bei einer Vielzahl von 
Dienstleistungen, von spezialisierten Finanzdienst­
leistungen bis Software, und dass Abhängigkeiten 
nicht nur gegenüber China existieren.

Um das Entstehen von Abhängigkeiten zu vermei­
den, setzt sich der Beirat für geeignete ordnungs­
politische Rahmenbedingungen ein, die die oben 
genannte sicherheitspolitische Externalität inter­
nalisieren können. Dabei können Konflikte mit 

geltendem WTO-Recht entstehen, etwa wenn Im­
portzölle so gestaltet werden, dass sie bei Über­
schreitung eines Schwellenwertes der Konzentra­
tion der Importe aus einem Lieferland ansteigen. 
Der Beirat empfiehlt eine Reihe von Maßnahmen, 
die es den Unternehmen leichter machen, ihre  
Liefernetzwerke zu diversifizieren. Freihandelsab­
kommen gehören dazu, ebenso wie die Förderung 
und Erleichterung von Auslandsinvestitionen, um 
alternative Lieferquellen zu erschließen. Schließ­
lich könnte die Schaffung spezieller Märkte für 
Versorgungssicherheit – in Analogie zu Kapazitäts­
märkten – die Versorgungssicherheit der Bundes­
republik und der EU verbessern.

Der Beirat empfiehlt die Schaffung eines europäi­
schen Büros für Versorgungssicherheit (European 
Supply Security Office, ESSO). Eine solche Einrich­
tung sollte die Kohärenz der nationalen Politiken 
in der EU gewährleisten, damit die Integrität des 
Binnenmarktes nicht gefährdet wird. Sie sollte 
Standards setzen, etwa für die Durchführung von 
Stresstests oder für die Berichterstattung der Unter­
nehmen, und zu einer möglichst guten Versorgung 
von adäquaten Informationen über Lieferketten­
risiken beitragen. Bei der Einrichtung ist zu beach­
ten, dass Redundanzen zwischen nationalen und 
europäischen Institutionen abgebaut werden und 
zusätzliche Bürokratie vermieden wird.
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„Evaluierung wirtschaftspolitischer Fördermaß-
nahmen als Element einer evidenzbasierten Wirt-
schaftspolitik“

Gutachten vom 30. November 2012
„Altersarmut“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Dr. Rösler vom 16. Oktober 2012  
„Zur Stabilität des Europäischen Finanzsystems“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Dr. Rösler vom 31. Juli 2012  
„Mindestlohn“
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Gutachten vom 2. Februar 2012 
„Wege zu einer wirksamen Klimapolitik“ 

Gutachten vom 25. November 2011
„Realwirtschaftliche Weichenstellungen für  
einen stabilen Euro“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Rainer Brüderle vom 2. Mai 2011 
„Zur Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“

Gutachten vom 27. November 2010
„Überschuldung und Staatsinsolvenz in der  
Europäischen Union“

Gutachten vom 16. April 2010
„Reform von Bankenregulierung und Banken
aufsicht nach der Finanzkrise“

Gutachten vom 16. April 2010
„Zur Reform der Finanzierung der Gesetzlichen 
Krankenversicherung“

Gutachten vom 6. November 2009
„Akzeptanz der Marktwirtschaft: Einkommens-
verteilung, Chancengleichheit und die Rolle des 
Staates“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Michael Glos vom 23. Januar 2009  
„Zur Bankenregulierung in der Finanzkrise“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Michael Glos vom 5. Dezember 2008 
 „Europäisches System des Handels von CO2-
Emissionen“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Michael Glos vom 10. Oktober 2008  
„Aktuelle Entwicklungen im Finanzsystem“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Michael Glos vom 17. April 2008  
„Kein Staatseingriff bei Mitarbeiterbeteiligungen“

Gutachten vom 24. Januar 2008
„Zur Begrenzung der Staatsverschuldung nach 
Art. 115 GG und zur Aufgabe des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Michael Glos vom 9. Dezember 2007  
„Schuldenbegrenzung nach Art. 115 GG“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Michael Glos vom 9. Juli 2007  
„Gesetzentwurf Wagniskapitalbeteiligung 
(WKBG) und Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften (UBGG)“

Gutachten vom 12. Mai 2007
„Öffentliches Beschaffungswesen“

Gutachten vom 24. März 2007
„Patentschutz und Innovation“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Michael Glos vom 20. Januar 2007  
„Gesundheitsreformgesetz“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Michael Glos vom 20. November 2006  
„Wettbewerbsverhältnisse und Preise der deut-
schen Energiewirtschaft“
 
Gutachten vom 16. September 2006
„Mehr Vertragsfreiheit, geringere Regulierungs-
dichte, weniger Bürokratie“

Gutachten vom 12./13. Mai 2006
„Mehr Wettbewerb im System der Gesetzlichen 
Krankenversicherung“
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Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und  
Technologie Michael Glos vom 18. März 2006  
„Kombi- und Mindestlöhne“

Gutachten vom 21. Januar 2006
„Der deutsche Arbeitsmarkt in Zeiten globalisierter 
Märkte“

Gutachten vom 8. Juli 2005
„Zur finanziellen Stabilität des Deutschen 
Föderalstaates“

Gutachten vom 18. März 2005
„Alterung und Familienpolitik“

Gutachten vom 24. April 2004
„Keine Aufweichung der Pressefusionskontrolle“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit Wolfgang Clement vom 17. Januar 2004  
„Ausbildungsplatzabgabe“

Gutachten vom 16. Januar 2004
„Zur Förderung erneuerbarer Energien“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit Wolfgang Clement vom 6. Dezember 2003  
„Europäische Verfassung“

Gutachten vom 11. Oktober 2003
„Tarifautonomie auf dem Prüfstand“

Gutachten vom 15./16. November 2002
„Die Hartz-Reformen – ein Beitrag zur Lösung  
des Beschäftigungsproblems?“ 

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit Wolfgang Clement vom 10./11. Oktober 2002  
„Personal-Service-Agenturen“

Gutachten vom 28./29. Juni 2002
„Reform des Sozialstaats für mehr Beschäftigung 
im Bereich gering qualifizierter Arbeit“

Gutachten vom 12. Januar 2002
„Daseinsvorsorge im europäischen Binnenmarkt“

Gutachten vom 6. Juli 2001
„Wettbewerbspolitik für den Cyberspace“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft  
und Technologie Dr. Werner Müller vom  
16. Dezember 2000  
„Reform der gesetzlichen Rentenversicherung“

Gutachten vom 1. Juli 2000
„Reform der europäischen Kartellpolitik“

Gutachten vom 26./27. Mai 2000
„Aktuelle Formen des Korporatismus“

Gutachten vom 15./16. Oktober 1999
„Offene Medienordnung“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft  
und Technologie Dr. Werner Müller vom  
19./20. Februar 1999  
„Wechselkurszielzonen“

Gutachten vom 18./19. Dezember 1998
„Neuordnung des Finanzierungssystems der 
Europäischen Gemeinschaft“

Gemeinsame Stellungnahme der Wissenschaftlichen  
Beiräte beim BMF und BMWi vom 02.10.1998  
„Reform der Einkommen- und Körperschaft-
steuer“

Gutachten vom 20./21. Februar 1998
„Grundlegende Reform der gesetzlichen Renten
versicherung“
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Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Rexrodt  
vom 11. Juni 1997  
„Protokoll zu Art. 222 EG-Vertrag bezüglich der 
Einstandspflichten öffentlich-rechtlicher Körper-
schaften für ihre öffentlich-rechtlichen Kredit
institute“

Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Rexrodt  
vom 11. Juni 1997
„Ein Beschäftigungskapitel im Maastricht II- 
Vertrag?“

Gutachten vom 25./26. April 1997
„Wagniskapital“

Gutachten vom 9. November 1996
„Anstehende große Steuerreform“

Gutachten vom 30. August 1996
„Anpassung des deutschen Kartellgesetzes an  
das europäische Recht?“

Gutachten vom 19./20. Januar 1996
„Langzeitarbeitslosigkeit“

Gutachten vom 9. März 1995
„Orientierungen für eine Postreform III“

Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Günter 
Rexrodt vom 23. Januar 1995
„Wirtschaftspolitische Folgerungen aus der  
Verfassungswidrigkeit des sogenannten  
Kohlepfennigs“
 
Gutachten vom 31. August 1994 
„Ordnungspolitische Orientierung für die  
Europäische Union“

Gutachten vom 10./11. Juli 1992
„Gesamtwirtschaftliche Orientierung bei  
drohender finanzieller Überforderung“

Gutachten vom 24. Januar 1992
„Stellungnahme zu den Vorschriften über eine 
Industriepolitik in den Verträgen über die Euro-
päische Politische Union und die Europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion“

Gutachten vom 12. bis 14. Juli 1991
„Lohn- und Arbeitsmarktprobleme in den neuen  
Bundesländern“

Gutachten vom 15./16. Februar 1991
„Probleme der Privatisierung in den neuen  
Bundesländern“

Gutachten vom 14. Dezember 1990
„Stellungnahme zu den GATT-Verhandlungen“

Gutachten vom 19./20. Oktober 1990
„Aufzeichnung der Beratungsergebnisse zu den  
Belastungen durch die deutsche Einheit“

Gutachten vom 29./30. Juni 1990
„Außenwirtschaftspolitische Herausforderungen  
der Europäischen Gemeinschaft an der Schwelle 
zum Binnenmarkt“

Gutachten vom 1./2. März und 27. März 1990
„Schaffung eines gemeinsamen Wirtschafts- und  
Währungsgebietes in Deutschland“

Gutachten vom 17./18. November und  
15./16. Dezember 1989
„Wirtschaftspolitische Herausforderungen der  
Bundesrepublik im Verhältnis zur DDR“
 
Gutachten vom 5. Juni 1989
„Stellungnahme zum Bericht des Delors-Aus-
schusses“

Gutachten vom 20./21. Januar 1989
„Europäische Währungsordnung“
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Gutachten vom 26./27. Februar 1988
„Wirtschaftspolitische Konsequenzen aus den  
außenwirtschaftlichen Ungleichgewichten der  
großen Industrieländer“

Gutachten vom 26./27. Juni 1987
„Gewinn, Investitionen und Beschäftigung“

Gutachten vom 6. Dezember 1986
„Wettbewerbspolitik“

Gutachten vom 21. und 22. Februar 1986
„Stellungnahme zum Weißbuch der EG-Kommis-
sion über den Binnenmarkt“

Gutachten vom 11. und 12. Oktober 1985
„Steuerpolitik unter gesamtwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten“

Gutachten vom 14. und 15. Dezember 1984
„Strukturwandel für Wachstum und mehr 
Beschäftigung“

Gutachten vom 25. Juni 1983
„Vermindert Arbeitszeitverkürzung die  
Arbeitslosigkeit?“

Gutachten vom 18. Februar 1983
„Konjunkturpolitik – neu betrachtet“

Gutachten vom 23. Januar 1982
„Probleme der Wohnungswirtschaft“

Gutachten vom 23. Februar 1981
„Wirtschaftspolitik bei defizitärer Leistungsbilanz“
 
Stellungnahme vom 17. Januar 1981
„Probleme der Stahlindustrie in der Europäischen 
Gemeinschaft“

Gutachten vom 9. Februar 1980
„Wirtschaftspolitische Implikationen eines 
Bevölkerungsrückgangs“

Gutachten vom 7. und 8. Dezember 1979
„Wirtschaftspolitische Folgerungen aus der  
Ölverknappung“

Gutachten vom 15. und 16. Dezember 1978
„Staatliche Interventionen in einer Marktwirt-
schaft“

Gutachten vom 12. November 1977
„Aktuelle Probleme der Beschäftigungspolitik“

Gutachten vom 4. Juli 1977
„Rationalisierungsinvestitionen“

Gutachten vom 20. November 1976
„Fragen einer neuen Weltwirtschaftsordnung“

Gutachten vom 14. und 15. November 1975
„Kosten und Preise öffentlicher Unternehmen“

Gutachten vom 9. und 10. Mai 1975
„Indexierung wirtschaftlich relevanter Größen“

Gutachten vom 15. und 16. März 1974
„Probleme der Ausländerbeschäftigung“

Gutachten vom 16. und 17. November 1973
„Höchstpreisvorschriften für Energie“

Gutachten vom 19. und 20. Oktober 1973
„Stabilitätspolitische Problematik der gesetzli-
chen Rentenversicherung“

Gutachten vom 9. und 10. März 1973
„Grundfragen der Stabilitätspolitik“
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Gutachten vom 11. Dezember 1971
„Regelmechanismen und regelgebundenes  
Verhalten in der Wirtschaftspolitik“

Stellungnahme vom 3. Juli 1971 zum 
„gegenwärtig bestehenden Problem der 
Wechselkurspolitik“

Gutachten vom 12. Dezember 1970
„Entwicklung der Wohnungsmieten und geplante  
Maßnahmen zur Begrenzung des Mietanstiegs“

Gutachten vom 24. Oktober 1970
„Problematik der gegenwärtigen hohen Zinssätze“

Gutachten vom 6. Februar 1970
„Einführung einer Fusionskontrolle“

Gutachten vom 1. Februar 1969
„Aktuelle Probleme der außenwirtschaftlichen  
Absicherung“

Gutachten vom 23. Juli 1968
„Fragen der Staatsverschuldung“

Gutachten vom 25. November 1967
„Zusammenhang zwischen außenwirtschaftli-
chem Gleichgewicht und Preisniveaustabilität“

Stellungnahme vom 15. Juli 1967 zum
„Gesetzentwurf zur Anpassung und Gesundung 
des deutschen Steinkohlenbergbaus und der 
deutschen Steinkohlenbergbaugebiete“

Gutachten vom 28. Februar 1967
„Subventionen in der Marktwirtschaft“

Gutachten vom 18. Juni 1966
„Staatliche Zinsregulierungen“

Gutachten vom 29. Januar 1966
„Ständige Preiserhöhungen in unserer Zeit“

Gutachten vom 31. Oktober 1964
„Zusammenwirken staatlicher und nichtstaatli-
cher Kräfte im Bereich der wirtschaftspolitischen 
Gesetzgebung“

Gutachten vom 20. Juni 1964
„Zusammenwirken von staatlichen und nicht-
staatlichen Kräften in der Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 9. November 1963
„Wirtschaftliche Vorausschau auf mittlere Sicht“

Gutachten vom 16. Februar 1963
„Selbstfinanzierung bei verlangsamtem  
wirtschaftlichen Wachstum“

Gutachten vom 23. Juni 1962
„Reform des Gesetzes gegen Wettbewerbs
beschränkungen“

Stellungnahme vom 4. März 1961 zur
„Aufwertung der D-Mark“

Gutachten vom 21. Januar 1961
„Gedanken über die Konzeption einer künftigen 
deutschen Energiewirtschaftspolitik“

Gutachten vom 21. Februar 1960
„Gegenwärtige Möglichkeiten und Grenzen einer 
konjunkturbewußten Lohnpolitik in der Bundes-
republik“

Gutachten vom 25. Januar 1960
„Probleme einer rationellen Wirtschaftshilfe an 
die Entwicklungsländer unter Berücksichtigung 
der von der Bundesrepublik zu treffenden Maß-
nahmen“

Gutachten vom 14. April 1959
„Konjunkturpolitische Situation der Bundes
republik Deutschland im Frühjahr 1959“
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Stellungnahme vom 3. März 1959 zur
„internationalen Koordinierung der Konjunktur-
politik, insbesondere zur Frage eines europäi-
schen Konjunkturboards“

Gutachten vom 27. Juli 1958
„Problem Verteidigungslast und volkswirtschaft-
liches Wachstum“

Gemeinsames Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats beim Bundesminister der Finanzen und des 
Wissenschaftlichen Beirats beim Bundeswirt­
schaftsministerium vom 26. Januar 1958
„Kapitalmarkt und Besteuerung“

Gutachten vom 30. April 1957
„Wirtschaftspolitische Problematik der deutschen 
Exportüberschüsse“

Gutachten vom 24. Februar 1957
„Problem von Index- und Preisgleitklauseln“

Gutachten vom 3. Juni 1956 und 7. August 1956
„Instrumente der Konjunkturpolitik und ihre 
rechtliche Institutionalisierung“

Gutachten vom 11. Oktober 1955
„Welche Maßnahmen entsprechen der gegen
wärtigen konjunkturellen Situation?“

Gutachten vom 12. Juni 1955
„Probleme einer produktivitätsorientierten 
Lohnpolitik“

Gutachten vom 23. Januar 1955
„Möglichkeiten und Grenzen regionaler 
Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 20. November 1954
„Einführung von direkten Tarifen“

Gutachten vom 14. November 1954
„Anträge und Gesetzentwürfe zur Beschränkung 
des Wettbewerbs in gewissen Gewerben und 
Berufen“

Gutachten vom 23. Oktober 1954
„Probleme der volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung und ihrer Auswertung“

Gutachten vom 2. Oktober 1954
„Fragen des Kartellproblems, die durch die bevor-
stehende Gesetzgebung aufgeworfen werden“

Gutachten vom 31. Mai 1954
„Problem landwirtschaftlicher Paritätspolitik im 
Rahmen der allgemeinen Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 10. Januar 1954
„Sicherung der wirtschaftlichen Expansion“

Gutachten vom 11. Oktober 1953
„Fragen des gemeinsamen Marktes“

Gutachten vom 28. Juni 1953
„Problem der gegenwärtigen deutschen  
Zahlungsbilanz“

Gutachten vom 1. Mai 1953
„Frage der wirtschaftlichen Integration Europas“

Gutachten vom 22. Februar 1953
„Problem der Integration der europäischen 
Agrarmärkte (sogenannte Agrarunion)“

Ergebnis der Beratungen vom 17./18. Januar 1953
„Sicherung der wirtschaftlichen Expansion“

Gutachten vom 14. Dezember 1952
„Frage des gemeinsamen Marktes innerhalb der  
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl“
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Gutachten vom 16. November 1952
„Konvertierbarkeit der Währungen“

Gutachten vom 6. Juli 1952
„Wiederaufbau des Kapitalmarktes und  
Zinspolitik“

Gutachten vom 8. Juni 1952
„Verteidigungsleistungen und Wirtschafts
verfassung“

Gutachten vom 27. April 1952
„Ausgleich der Währungsspannen im Rahmen 
einer europäischen Integration“

Gutachten vom 4. Februar 1952
„Belebung des Wertpapiermarktes“

Gutachten vom 9. Oktober 1951
„Ist zur Überwindung der gegenwärtigen  
Aufschwunghemmung eine aktive Konjunktur-
politik anzuraten?“

Gutachten vom 29. Juli 1951
„Außenhandelspolitik“

Gutachten vom 10. Juni 1951
„Lenkungsmaßnahmen“

Stellungnahme vom 29. April 1951 
„Investitionshilfe“

Vorläufige Stellungnahme vom 25. Februar 1951
„Wirtschaftspolitische Möglichkeiten zur  
Begrenzung der direkten lenkenden Eingriffe“

Gutachten vom 28. Januar 1951
„Bereinigung des Preisgefüges“

Gutachten vom 10. Dezember 1950
„Kapitalmarktpolitik und Investitionspolitik“

Vorläufige Stellungnahme vom 5. November 1950
„Deckung des zusätzlichen künftigen Finanz
bedarfs“

Gutachten vom 5. November 1950
„Einwirkung der Weltkonjunktur auf die deutsche  
Wirtschaftspolitik“

 Gutachten vom 24. September 1950
„Struktur- und konjunkturpolitische Fragen  
der Einkommensverteilung“

Gutachten vom 11. Juni 1950
„Probleme der Kapitalbildung und der Geld-
schöpfung“

Gutachten vom 7. Mai 1950
„Stellung des Wohnungswesens in der sozialen 
Marktwirtschaft“

Gutachten vom 26. Februar 1950
„Kapitalmangel und Arbeitslosigkeit in der  
sozialen Marktwirtschaft“

Gutachten vom 5. Februar 1950
„Europäische Zahlungsunion“

Gutachten vom 18. Dezember 1949
„Das Dollardefizit Europas im Handel mit USA  
(Problem der Dollarlücke)“

Gutachten vom 30. Oktober 1949
„Agrarpolitik in der sozialen Marktwirtschaft“

Gutachten vom 18. September 1949
„Geldordnung und Wirtschaftsordnung“

Gutachten vom 24. Juli 1949
„Grundsatzfragen der Monopolgesetzgebung“

Gutachten vom 8. Mai 1949
„Expansive und kontraktive Kreditpolitik“
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Gutachten vom 27. Februar 1949
„Investitionsmittel und ERP-Mittel“

Gutachten vom 17. Januar 1949
„Preispolitik und Außenhandelsgestaltung“

Gutachten vom 24. Oktober 1948
„Agrarpolitik und Agrarpreise“

Gutachten vom 3. September 1948
„Währungs-, Preis-, Produktions- und Investitions-
politik“

Gutachten vom 11. Juli 1948
„Investitionspolitik nach der Währungsreform“

Gutachten vom 12. Juni 1948
„Investitionspolitik“

Gutachten vom 1. April 1948
„Maßnahmen der Verbrauchsregelung, der 
Bewirtschaftung und der Preispolitik nach  
der Währungsreform“
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Die Wurzeln des Wissenschaftlichen Beirats beim 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klima­
schutz reichen zurück bis in die Zeit des Zweiten 
Weltkrieges. Ab 1943 trafen sich einige der späte­
ren Beiratsmitglieder unter dem Vorsitz von  
Prof. Erwin von Beckerath, um die wirtschaftliche 
Zukunft Deutschlands nach dem Krieg vorzu­
bereiten. Diese sogenannte „Arbeitsgemeinschaft 
Erwin von Beckerath“ ging in dem Anfang 1948 
gegründeten Beirat auf, der am 23. Januar 1948  
auf Einladung der Verwaltung für Wirtschaft des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes, dem Vorläufer  
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klima­
schutz, in Königstein/Taunus formell konstituiert 
wurde. 

Der Beirat hatte folgende 17 Gründungsmitglieder:

Prof. Dr. Franz Böhm,

Prof. Dr. Walter Eucken,

Prof. Dr. Walther G. Hoffmann,

Prof. Dr. Wilhelm Kromphardt,

Prof. Dr. Adolf Lampe,

Prof. Dr. Elisabeth Liefmann-Keil,

Prof. Dr. Alfred Müller-Armack,

Prof. Dr. Oswald v. Nell-Breuning,

Prof. Dr. Erik Nölting,

Prof. Dr. Hans Peter,

Prof. Dr. Erich Preiser,

Prof. Dr. Ludwig Raiser,

Prof. Dr. Heinz Sauermann,

Prof. Dr. Karl Schiller,

Prof. Dr. Otto Veit,

Prof. Dr. Gerhard Weisser,

Prof. Dr. Theodor Wessels.
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